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Executive Summary 

Die Schweizer Familienpolitik steht regelmässig im Zentrum politischer Forderungen nach 
einem Ausbau auf Bundesebene. Häufig wird dabei argumentiert, dass es Familien in 
Ländern mit stärker ausgebauter staatlicher Unterstützung grundsätzlich besser ergehe. 
Ein Blick auf international vergleichbare Indikatoren zeichnet jedoch ein anderes Bild. 

Schweizer Familien sind im internationalen Vergleich überdurchschnittlich gut gestellt. Sie 
verfügen mehrheitlich über eine stabile finanzielle Situation, und berichten auch selbst von 
hoher Lebenszufriedenheit. Mit einer Armutsquote von rund 6 % bei Haushalten mit Kin-
dern gehört die Schweiz zu den Ländern mit den niedrigsten Armutsraten in Europa. Auch 
die sozialen Aufstiegschancen sind seit Jahrzehnten intakt: Der Einfluss der familiären 
Herkunft auf das spätere Einkommen liegt seit rund 40 Jahren konstant bei durchschnitt-
lich 17 % und zählt international zu den tiefsten Werten. 

Diese Ergebnisse sind umso bemerkenswerter, als die öffentlichen Ausgaben für Famili-
enunterstützung in der Schweiz im internationalen Vergleich eher moderat ausfallen. 
Während Nachbarländer typischerweise rund 4 % ihres öffentlichen Budgets für familien-
politische Massnahmen aufwenden, bewegt sich die Schweiz seit rund 30 Jahren stabil 
zwischen 1 % und 2 %. Die Kombination aus guten Ergebnissen und vergleichsweise 
tiefen Ausgaben spricht für einen effizienten und funktionierenden institutionellen Rah-
men, in dem staatliche Unterstützung private Verantwortung ergänzt, aber nicht ersetzt. 

1. Familien und Familienpolitik verändern sich 

Familienstrukturen und Lebensrealitäten haben sich in den letzten drei Jahrzehnten 
grundlegend verändert. Eltern verfügen heute über ähnlich hohe Bildungsabschlüsse, die 
Mehrheit der Mütter ist erwerbstätig – mit steigenden Arbeitspensen –, und Familien ha-
ben im Durchschnitt weniger Kinder. Entsprechend haben sich auch Rollenbilder verscho-
ben: Das klassische Ein-Ernährer-Modell ist für die Mehrheit der Familien nicht mehr prä-
gend. 

Dieser gesellschaftliche Wandel hat die Erwartungen an die Familienpolitik verändert. 
Während familienpolitische Massnahmen vor der Jahrtausendwende primär der finanziel-
len Absicherung dienten, gewinnen heute Rahmenbedingungen zur besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf an Bedeutung. 

Diese Entwicklung spiegelt sich auch in den öffentlichen Haushalten wider. Der Anteil fa-
milienbezogener Ausgaben an den Gesamtausgaben von Kantonen und Gemeinden hat 
sich seit dem Jahr 2000 mehr als verdoppelt. Im Jahr 2023 beliefen sich die entsprechen-
den Ausgaben auf 257 Mio. Franken beim Bund, 2,6 Mrd. Franken bei den Kantonen und 
2,2 Mrd. Franken bei den Gemeinden. 

2. Familienpolitik: Eine Staatsaufgabe?  

Zu einer funktionierenden Familienpolitik in der Schweiz gehören zwei zentrale Prinzipien: 
horizontale Gerechtigkeit und Subsidiarität. Um diese zu wahren, sollten Familien gegen-
über anderen Bevölkerungsgruppen nicht privilegiert werden (Wahrung horizontaler Ge-
rechtigkeit), und die Hauptkompetenzen sollten weiterhin bei Kantonen und Gemeinden 
liegen (Wahrung Subsidiarität). Dies spricht für eine gezielte, dezentrale Familienpolitik – 
nicht für einen Verzicht auf familienpolitische Massnahmen. 

Aus volkswirtschaftlicher Sicht lassen sich staatliche Eingriffe in der Familienpolitik in zwei 
Fällen rechtfertigen: zur Verbesserung der Effizienz und der Gerechtigkeit. Konkret betrifft 



 

 

dies Eingriffe zur Erhöhung der Arbeitsmarktbeteiligung der Eltern, des Humankapitals der 
Kinder, der Fertilität, zur Bekämpfung von Familienarmut sowie zur Förderung der Chan-
cengerechtigkeit. Dabei gilt es stets abzuwägen, wie stark der Staat in diesen Bereichen 
tatsächlich aktiv werden soll, um Kinder und Eltern nicht auf reine Produktionsfaktoren zu 
reduzieren.  

Diese fünf Zielgrössen bilden das analytische Raster der vorliegenden Studie. Sie dienen 
dazu, familienpolitische Instrumente systematisch hinsichtlich ihrer Wirkung und Zielge-
nauigkeit zu beurteilen. 

Drei zentrale Instrumente im Fokus 

Vor diesem Hintergrund untersucht der Bericht drei zentrale Bereiche der Familienpolitik: 

1. Elternzeit: viel Geld, begrenzte Wirkung 

Die internationale Evidenz zeigt, dass bezahlte Elternzeiten von einigen Monaten wirksam 
sind. Sie fördern die Erwerbstätigkeit von Müttern und erhöhen die Beteiligung der Väter 
an der Kinderbetreuung. Eine langfristige Gleichstellung lässt sich dadurch jedoch nicht 
erreichen. Längere oder unbezahlte Elternzeiten wirken sich insbesondere negativ auf die 
Erwerbsintegration von Müttern aus. Je nach Studie zeigt sich eine negative Wirkung be-
reits ab 4 bis 7 Monaten. Mit 14 Wochen Mutterschafts- und 2 Wochen Vaterschaftsurlaub 
befindet sich die Schweiz bereits im wirksamen Bereich. Eine Ausweitung wäre mit erheb-
lichen Kosten verbunden, bei gleichzeitig begrenztem Zusatznutzen. Eine Verlängerung 
des Mutterschaftsurlaubs auf 18 Wochen, wie sie die Familienzeitinitiative fordert, hätte 
2023 Mehrkosten von rund 258 Mio. Franken (+29 %) verursacht; eine Ausweitung des 
Vaterschaftsurlaubs auf 18 Wochen hätte die Ausgaben um 1,25 Mrd. Franken (+800 %) 
erhöht. 

2. Subventionierte Kinderbetreuung: zwischen Investition und Mitnahmeeffekt 

Subventionierte Kinderbetreuung kann die Erwerbstätigkeit von Müttern moderat steigern, 
ist jedoch häufig mit Mitnahmeeffekten verbunden, da Haushalte mit mittleren und höhe-
ren Einkommen überproportional profitieren könnten. Besonders wirksam ist institutionelle 
Betreuung für sozial benachteiligte Kinder, weil dadurch ungleiche Startbedingungen aus-
geglichen werden. Die Nutzung externer Kinderbetreuung variiert stark zwischen den Kan-
tonen: Während in Genf 83,8 % der Haushalte mit Kindern unter 13 Jahren entsprechende 
Angebote nutzen, liegt der Anteil im Kanton Thurgau bei 63,0 %. Einkommensabhängige, 
kommunale Bezuschussungen sind daher zielgerichteter als nationale Pauschallösungen 
und tragen regionalen Unterschieden besser Rechnung. 

3. Finanzielle Familienunterstützung: steuerliche Abzüge statt pauschaler Zulagen 

Familienzulagen leisten einen wichtigen Beitrag zur Einkommensstabilisierung, insbeson-
dere für sozioökonomisch schwächer gestellte Haushalte. Gleichzeitig zeigen verschie-
dene Studien, dass direkte Zulagen die Arbeitsanreize – vor allem für Zweitverdienende 
– reduzieren. Steuerliche Abzüge, insbesondere für Betreuungskosten von Zweitverdie-
nenden und Alleinerziehenden, wirken zielgenauer und sind stärker arbeitsmarktorientiert. 
Die Schweiz setzt hier bereits einen vergleichsweise starken Akzent: Die entsprechenden 
Mindereinnahmen belaufen sich auf 0,5 % des BIP, gegenüber 0,21 % im OECD-Durch-
schnitt. 

 

 



 

 

Wunsch und Realität: Politik hat nur begrenzten Hebel 

Eine zentrale Herausforderung bleibt die Diskrepanz zwischen gewünschten und tatsäch-
lich gelebte Erwerbs- und Betreuungsmodellen. Rund die Hälfte der jungen Personen gibt 
ein Modell mit hohen Teilzeitpensen beider Eltern als ideales Familienmodell an. In der 
Praxis setzen dies jedoch weniger als 9 % der Familien um. In diesem Bereich stossen 
familienpolitische Instrumente an Grenzen. Ausschlaggebend sind private Rollenvorstel-
lungen, das Zusammenspiel zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern sowie steuerliche 
Rahmenbedingungen. 

Fazit: Zukunftsfähige Familienpolitik mit Augenmass 

Insgesamt geht es Schweizer Familien gut. Ein umfassender Ausbau der Familienpolitik 
ist daher nicht angezeigt. Sinnvoll sind gezielte Nachjustierungen, die Effizienz, Chancen-
gerechtigkeit und Wahlfreiheit stärken, ohne die Prinzipien der horizontalen Gerechtigkeit 
und Subsidiarität zu unterlaufen. Der vorliegende IWP-Bericht ordnet die Wirkungen und 
Zielkonflikte zentraler familienpolitischer Instrumente auf Basis der wissenschaftlichen Li-
teratur ein und schafft damit eine fundierte Grundlage für eine sachliche Reformdebatte. 
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1 Familienpolitik – Ein Kurzportrait 

Die Schlagzeilen reichen von «Die schleichende Verstaatlichung der Familie»2 bis zu «Ein 
weiteres Kind? Zu teuer für viele Eltern»3 – Familienpolitik bewegt und polarisiert. Sie berührt 
Grundfragen unseres gesellschaftlichen Selbstverständnisses. In kaum einem anderen Poli-
tikfeld überschneiden sich persönliche Lebensführung, wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
und staatliches Handeln in vergleichbarer Weise – entsprechend fundamental sind die Diffe-
renzen und vehement die Debatten. 

Umso wichtiger ist es, einen sachlichen und analytischen Blick auf die Thematik zu werfen. 
Die vorliegende Studie verfolgt genau dieses Ziel: Sie bietet eine umfassende Bestandsauf-
nahme der Familienpolitik in der Schweiz aufgrund der vorliegenden wissenschaftlichen Lite-
ratur. 

Die Familienpolitik hat sich in den letzten drei Jahrzehnten gewandelt: Historisch wurde die 
Familie in der Schweiz lange als Ort privater Verantwortung, persönlicher Fürsorge und indi-
vidueller Lebensgestaltung verstanden. In dem stark föderal geprägten System lag die Zustän-
digkeit zunächst bei der Familie selbst, danach bei den Gemeinden und erst in einem weiteren 
Schritt bei den Kantonen. Das Ergebnis war ein Mosaik uneinheitlicher Leistungen und ein 
Staat, der sich bewusst zurückhielt. 

Gesellschaftliche Veränderungen haben dieses Staatsverständnis zunehmend aufgeweicht. 
Die steigende Erwerbstätigkeit beider Elternteile, vielfältigere Familienformen sowie der de-
mografische Wandel haben familienpolitische Fragestellungen stärker in den politischen Fo-
kus gerückt – insbesondere jene der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Denn es wurde 
erkannt, dass familiäre Lebensrealitäten wirtschaftliche Auswirkungen haben, etwa mit Blick 
auf die Verfügbarkeit von Arbeitskräften oder der Entwicklung von Fähigkeiten. In den letzten 
Jahren haben sich die familienpolitischen Diskussionen weiter intensiviert. Im Zuge dieser Dis-
kussionen werden folgende Kernfragen aufgeworfen:  

 Was ist die Rolle des Staates in einer modernen Familienpolitik?  
 Was soll die Familienpolitik bewirken – geht es um die finanzielle Absicherung der Fa-

milien, um deren wirtschaftliche Integration, Chancengerechtigkeit oder Gleichstel-
lung?  

 Welche Wirkungen gehen tatsächlich von Instrumenten wie der Förderung externer 
Kinderbetreuung, Elternzeit oder Kinderzulagen aus?  

 Macht die Schweiz genug für die Familien im Vergleich zu Ländern mit ähnlichen wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Voraussetzungen? 

Diesen Fragen nähert sich die Studie mit einem wissenschaftlich fundierten Zugang. Im Zent-
rum steht nicht die Bewertung individueller Lebensmodelle, sondern eine faktenbasierte Ana-
lyse bestehender Instrumente, ihrer Wirkungen und der daraus resultierenden Optionen für 
zukünftiges politisches Handeln. Dabei werden Grundsätze einer evidenzbasierten Familien-
politik skizziert, die zur Schweiz passt – zu ihren Institutionen und ihrer Gesellschaft. 

 

2 https://www.nzz.ch/meinung/kolumnen/die-schleichende-verstaatlichung-der-familie-ld.1495756 (Zu-
griff am 24.07.2025). 
3 https://www.tagesanzeiger.ch/schweizer-familien-eltern-verzichten-auf-kinder-wegen-geld-
390159147332 (Zugriff am 24.07.2025). 
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1.1 Was ist Familienpolitik? Eine Einführung 

Um Wirkungen, Zielkonflikte und Zuständigkeiten der Familienpolitik systematisch analysie-
ren zu können, ist zunächst zu klären, was im Rahmen dieser Studie unter Familienpolitik 
verstanden wird. 

Die Familie gilt als besonders geschützter Bereich von Freiheit und Verantwortung. Sie steht 
unter dem Schutz der Bundesverfassung, und staatliche Eingriffe in ihre Gestaltung sollen 
möglichst zurückhaltend erfolgen (vgl. Lütolf & Lüssi, 2023). Dieses Leitbild bestimmt die 
Reichweite, Ausgestaltung und Legitimation familienpolitischer Massnahmen. 

Obwohl die Familien geschützte und eigenständige Einheiten sind, haben Entscheidungen in-
nerhalb von Familien gesellschaftliche Auswirkungen. Erziehungsstile, die Aufteilung von Er-
werbs- und Betreuungsarbeit sowie die Kinderzahl beeinflussen langfristig die Entwicklung des 
Humankapitals, den Arbeitsmarkt und die demografische Struktur einer Gesellschaft.  

Auch wenn der Staat keine Lebensmodelle vorschreiben darf, setzt er Rahmenbedingungen 
und Anreize, innerhalb derer Familien ihre individuellen Vorstellungen realisieren. Viele Ent-
scheidungen orientieren sich an diesen Rahmenbedingungen. Wenn etwa die Kosten externer 
Kinderbetreuung höher sind als das zusätzlich erzielte Einkommen, ist Teilzeitarbeit oder ein 
Erwerbsverzicht eine nachvollziehbare Reaktion. Politische Anreize beeinflussen damit direkt 
die Handlungsspielräume von Familien (vgl. Naumann, 2023). 

Vor diesem Hintergrund bezeichnet Familienpolitik jene staatlichen Massnahmen, mit denen 
die Rahmenbedingungen für Familien gestaltet und deren Lebensbedingungen gezielt 
verbessert werden sollen (BSV, 2025a; Häusermann & Bürgisser, 2022).  

Die Familienpolitik ist dezentral organisiert. Die Hauptzuständigkeit liegt bei Gemeinden und 
Kantonen; der Bund wird in der Regel erst dann aktiv, wenn deren Handlungsspielräume be-
grenzt sind (BSV, 2025a). Entsprechend entfällt ein deutlich grösserer Anteil der familienpoli-
tischen Ausgaben auf die Kantons- und Gemeindeebene als auf den Bund. 

Abbildung 1 zeigt, welche Instrumente die Familienpolitik in der Schweiz umfasst und auf 
welcher staatlichen Ebene sie angesiedelt sind. Gemäss OECD lassen sich diese in drei Ka-
tegorien einteilen (OECD, 2025a): 

1) Transferleistungen in Form direkter Geldzahlungen an Familien mit Kindern. 
2) Dienstleistungen, die der Staat für Familien bereitstellt oder subventioniert (z. B. Kin-

derbetreuung). 
3) Steuerabzüge, mit denen die Steuerlast von Familien gezielt reduziert wird. 
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Abbildung 1: Übersicht Familienpolitik 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Nachdem Begriff, Zuständigkeiten und Instrumente der Familienpolitik geklärt sind, lohnt sich 
ein Blick auf ihre historische Entwicklung. Sie erklärt, weshalb die heutige Ausgestaltung der 
Familienpolitik in der Schweiz vergleichsweise zurückhaltend, dezentral und schrittweise ge-
wachsen ist. 

1.2 Die Entwicklung der Schweizer Familienpolitik 

Historisch entwickelte sich die Familienpolitik in der Schweiz lange Zeit nur zögerlich und vor 
allem über Familienzulagen, die überwiegend kantonal geregelt waren. Ein früher institutionel-
ler Meilenstein war die Aufnahme des Familienschutzartikels in die Bundesverfassung im Jahr 
1945, mit dem der Bund erstmals Kompetenzen im Bereich der Familienzulagen erhielt 
(Stampfli, 2024). Ein breiterer Ausbau des familienpolitischen Instrumentariums setzte jedoch 
erst in den vergangenen rund 30 Jahren ein. In dieser Phase wurde Familienpolitik zunehmend 
auch als Teil der Gleichstellungs-, Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik verstanden. Daraus 
entstand eine überparteiliche Allianz zwischen liberalen und sozialen Gruppen, die Familien-
politik mehrheitsfähig machten (Häusermann & Bürgisser, 2022).  
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Die folgende Auflistung gibt einen Überblick über die wichtigsten familienpolitischen Massnah-
men der letzten Jahre auf Bundesebene: 

- 1997 Erziehungs- und Betreuungsgutschriften (AHV): Mit der 10. AHV-Revision 
führte der Bund Erziehungsgutschriften für Eltern und Betreuungsgutschriften für pfle-
gende Angehörige ein, die später die AHV-Rente erhöhen (BSV, 2017).  

- Seit 2000 Einführungsversuche einer Familien-EL: Seit 2000 wurden auf Bundes-
ebene mehrere Anläufe zur Einführung von Familienergänzungsleistungen unternom-
men, die jedoch alle scheiterten. Auf kantonaler Ebene wurden eigene Modelle einge-
setzt (SKOS, 2025).  

- 2003 Impulsprogramm externe Kinderbetreuung: Mit dem Bundesgesetz über Fi-
nanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung wurde ein befristetes Impulspro-
gramm lanciert, das den Auf- und Ausbau von Betreuungsplätzen und deren Finanzier-
barkeit unterstützte. Im Rahmen dieses Programms werden Finanzhilfen an neu ge-
schaffene Betreuungsangebote verteilt. Ursprünglich auf acht Jahre angelegt, wurde 
es mehrfach verlängert und läuft erst im Dezember 2026 definitiv aus (BSV, 2025b). 

- 2005 Mutterschaftsentschädigung: Nach einer gewonnenen Volksabstimmung 
wurde ein Anspruch auf 14 Wochen Mutterschaftsentschädigung (80 % des Lohnes bis 
zu einem Maximalbetrag) im Bundesgesetz über die Erwerbsersatzordnung für Dienst-
leistende (EOG) verankert. Die Finanzierung erfolgt über die Erwerbsersatzordnung 
(EO) (BSV, 2025c). 

- 2009 Harmonisierung Kinderzulagen: Das Bundesgesetz über die Familienzulagen 
setzte landesweite Mindeststandards für Anspruchsvoraussetzungen und Leistungs-
höhen fest und reduzierte die kantonalen Unterschiede (BSV, 2024). 

- 2011 Steuerlicher Abzug für Drittbetreuungskosten: Seit Inkrafttreten des Geset-
zes zur steuerlichen Entlastung von Familien mit Kindern können Eltern nachgewie-
sene Fremdbetreuungskosten steuerlich geltend machen. 2023 wurde der Maximalab-
zug von 10‘000 auf 25'000 Franken erhöht (Der Bundesrat, 2022).  

- 2018 Erweiterung Impulsprogramm externe Kinderbetreuung: Das Programm 
wurde um Mittel zur Subventionierung von Elternbeiträgen und für Projekte zur besse-
ren Abstimmung von Betreuungsangeboten auf elterliche Bedürfnisse ergänzt (Der 
Bundesrat, 2016). 

- 2021 Einführung eines zweiwöchigen Vaterschaftsurlaubs: Im Rahmen der Volks-
abstimmung wurde ein bezahlter Vaterschaftsurlaub eingeführt, der – wie die Mutter-
schaftsentschädigung – über die EO finanziert wird (BSV, 2025c). 

- 2023 Einführung eines Adoptionsurlaubs: Seit 2023 haben Erwerbstätige bei der 
Adoption eines Kindes unter vier Jahren Anspruch auf einen zweiwöchigen Adoptions-
urlaub, der von der EO finanziert wird (ebd.).  

Dieser Bericht richtet auch ein besonderes Augenmerk auf die aktuellen Themen. Derzeit prä-
gen insbesondere zwei Themen die familienpolitische Debatte auf Bundesebene: 

- Ausbau der subventionierten Kinderbetreuung: Auf Bundesebene gibt es derzeit 
mehrere Anläufe, um die Subventionierung der Kinderbetreuung weiterzuentwickeln. 
Einerseits soll das 2003 eingeführte und mehrfach verlängerte befristete Impulspro-
gramm in eine dauerhafte Lösung überführt werden. Im Parlament wird derzeit eine 
Variante diskutiert, bei der Familien für jeden fremdbetreuten Wochentag eine Be-
treuungspauschale von monatlich 100 Franken pro Kind erhalten sollen. Andererseits 
kam 2023 die Kita-Initiative der SP Schweiz zustande, die ein ausreichendes und 
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bezahlbares Angebot an institutioneller Kinderbetreuung fordert (BK, 2025). Die Initia-
tive wurde 2024 vom Bundesrat abgelehnt. Das Parlament beschloss 2025 die oben-
genannte Verstetigung des Impulsprogramms als indirekten Gegenvorschlag zur Initi-
ative (parlament.ch, 2025a).  

- Einführung Elternzeit: Vier Standesinitiativen und eine Volksinitiative fordern die 
Einführung einer Elternzeit nach dem Vorbild anderer europäischer Länder, wobei 
zwei Standesinitiativen von der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 
des Ständerats bereits abgelehnt wurden. Diskutiert werden Modelle mit geteilten El-
ternzeitansprüchen – etwa nach dem deutschen Modell von bis zu drei Jahren unbe-
zahlter Elternzeit, teils mit Teilkompensation. Zur Länge und konkreten Ausgestaltung 
in der Schweiz gibt es noch keine Informationen (parlament.ch, 2025b).  
 

Insgesamt zeigt die Übersicht: Der Ausbau der Familienpolitik erfolgte in der Schweiz schritt-
weise, oft pragmatisch und in einzelnen Reformschritten statt im Rahmen einer umfassenden 
Gesamtstrategie. Viele zentrale Elemente – von der Kinderbetreuung über Elternurlaube bis 
zu Ergänzungsleistungen für Familien – wurden spät eingeführt, befristet ausgestaltet oder 
nur teilweise umgesetzt. Die heute diskutierten Reformen greifen genau diese offenen 
Punkte auf. Sie zielen weniger auf neue Grundprinzipien als auf die Weiterentwicklung und 
Verstetigung bestehender Instrumente und markieren damit eine Phase der Konsolidierung 
und möglichen Neujustierung der Schweizer Familienpolitik. 
 
Das Ziel dieses Berichtes ist es, die politischen Entscheidungen dieser neuen Phase mit wis-
senschaftlichen Erkenntnissen zu unterstützen. Dazu skizzieren wir zunächst die wichtigsten 
Entwicklungen von Familien und Familienpolitik (Kapitel 2) und geben eine aktuelle Be-
standsaufnahme der Schweizer Familien (Kapitel 3). Im Kapitel 4 beschreiben wir ökonomi-
sche Grundsätze als Leitplanken und leiten daraus ein Prüfraster ab, mit dem wir die empiri-
sche Evidenz zu Elternzeit (Kapitel 5), subventionierte Kinderbetreuung (Kapitel 6) und Fami-
lienzulagen und steuerliche Regelungen strukturieren (Kapitel 7). Abschliessend fassen wir 
im Fazit die Erkenntnisse aus allen Kapiteln zusammen (Kapitel 8).  
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2 Vieles ist im Umbruch 

Wie in Kapitel 1 gezeigt wurde, hat sich die Schweizer Familienpolitik in den letzten rund 30 
Jahren deutlich verändert. Ausschlaggebend hierfür waren grundlegende strukturelle Verän-
derungen in der Lebenssituation der Familien. Vor diesem Hintergrund beleuchtet dieses Ka-
pitel die zentralen Entwicklungen in der Schweiz. Abschnitt 2.1 beschreibt den Wandel beruf-
licher und privater Lebensrealitäten in den vergangenen Jahrzehnten. Abschnitt 2.2 analysiert 
die Entwicklung der familienpolitischen Ausgaben und ordnet diese im internationalen Ver-
gleich ein. 

2.1 Veränderte Lebensrealitäten: Erwerbsarbeit und Rollenbilder im Um-
bruch 

Die Lebensrealitäten von Familien haben sich in den letzten Jahrzehnten stark verändert. Spä-
testens mit der Verankerung der Gleichstellung in der Bundesverfassung (1981) und ihrer ge-
setzlichen Umsetzung (1996) setzte ein gesellschaftlicher Wandel ein, der sich in Bildung, 
Erwerbstätigkeit, Familienplanung und Rollenbildern klar zeigt. 

Nach der Wirtschafts-Nobelpreisträgerin Claudia Goldin sind in westlichen Ländern vor allem 
der Übergang zur Dienstleistungsgesellschaft und die Verfügbarkeit zuverlässiger Verhü-
tungsmittel entscheidende Voraussetzungen dieses Wandels (Goldin, 2021; Goldin, 2006; 
Goldin & Katz, 2002). Sie eröffneten neue berufliche und biografische Möglichkeiten, insbe-
sondere für Frauen. 

Vor diesem Hintergrund haben sich zentrale Dimensionen familialer Organisation – von Aus-
bildung und Erwerbsverläufen bis hin zu Fertilitätsmustern und Rollenbildern – grundlegend 
verändert. Diese Entwicklungen werden in den folgenden Abschnitten im Detail dargestellt. 

2.1.1 Ausbildungsniveaus 

Eine erste zentrale Dimension dieses strukturellen Wandels betrifft die Ausbildung. Der Über-
gang von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft ging mit einer wachsenden Bedeutung 
formaler Bildung einher, was sich in den Bildungsabschlüssen der Bevölkerung widerspiegelt. 
Über die Generationen hinweg ist das formale Bildungsniveau deutlich gestiegen. Wie Abbil-
dung 2 zeigt, verfügen jüngere Männer und Frauen heute deutlich häufiger über einen höhe-
ren Bildungsabschluss als 1999. 

Bei den mittleren Altersgruppen haben Männer noch häufiger höhere Bildungswege durchlau-
fen als Frauen. Bei den unter 35-Jährigen ist das Bild dagegen ausgeglichen – sogar mit einem 
leichten Vorsprung der Frauen. 
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Abbildung 2: Bildungsniveau der 25- bis 34-Jährigen nach Geschlecht (1999-2024) 

 

Quelle: BFS (2025a) 

2.1.2 Erwerbsbeteiligung 

Die Veränderungen im Bildungsbereich gingen mit tiefgehenden Verschiebungen in den Er-
werbsverläufen einher, insbesondere bei Frauen. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts war knapp die Hälfte der 15- bis 64-jährigen Frauen erwerbs-
tätig, bis 1941 sank dieser Anteil auf 35 %. Hauptgrund war der Rückzug verheirateter Frauen 
vom Arbeitsmarkt – im Sinne des damals dominierenden Modells des männlichen Ernährers 
(Head-König, 2015). 

Ab den 1970er-Jahren setzte diesbezüglich ein Wertewandel ein. In der Folge stieg die Er-
werbsbeteiligung der Frauen stark an:  

 1971 waren 42,5 % der 15- bis 64-jährigen Frauen erwerbstätig (ebd.) 
 2005 stieg dieser Anteil auf 74,3 % (BFS, 2025b).  
 2024 lag deren Erwerbsquote bei 80,8% (ebd.) 

Damit gleicht sich die Erwerbstätigkeit der Frauen an jene der Männer an: 2024 waren 87,4 % 
der Männer zwischen 15 und 64 Jahren erwerbstätig (BFS, 2025b). 

Folglich veränderte sich die Zusammensetzung der Erwerbstätigen:  

 1970 stellten Frauen ein Drittel der Erwerbstätigen (33,9 %) (vgl. BFS, 2024a).  
 2023 waren es fast die Hälfte (46,7 %) (ebd.).  

Eine weitere interessante Veränderung zeigt sich bei der Entwicklung der Erwerbstätigkeit 
über den Altersverlauf: Frauen reduzieren ihre Erwerbstätigkeit zwar weiterhin in der Klein-
kindphase der Kinder, doch der «Knick» fällt bei jüngeren Generationen deutlich flacher aus. 
Bei Millennials-Männern (Jahrgänge 1981 bis 1996) ist in dieser Phase ebenfalls ein leichter 
Rückgang der Erwerbsquote zu beobachten (vgl. Abbildung 3). 
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Abbildung 3: Erwerbsquote nach Alter, Geschlecht und Generation 

 

Quelle: BFS (2025c); BFS (2025d) 

Die Familiengründung ist heute deutlich seltener mit einem vollständigen Ausscheiden der 
Mütter aus dem Arbeitsmarkt verbunden. Stattdessen erfolgt die Anpassung der Erwerbstätig-
keit zunehmend über eine Reduktion des Beschäftigungsumfangs. Entsprechend hat sich Teil-
zeitarbeit zu einem zentralen Strukturmerkmal des Schweizer Arbeitsmarkts entwickelt. Wäh-
rend 1970 lediglich 12,7 % aller Erwerbstätigen in Teilzeit arbeiteten, lag dieser Anteil 2024 
bei 38,4 % (Abbildung 4). 

Teilzeitarbeit ist dabei nach wie vor stark geschlechtsspezifisch ausgeprägt: 2024 arbeiteten 
rund 59 % der erwerbstätigen Frauen in Teilzeit, gegenüber deutlich geringeren Anteilen im 
Jahr 1970. Gleichzeitig hat Teilzeitarbeit auch bei Männern markant zugenommen – von 4,1 
% im Jahr 1970 auf 20,5 % im Jahr 2024. Relativ betrachtet fällt der Anstieg bei Männern damit 
sogar stärker aus, wenn auch von einem deutlich tieferen Ausgangsniveau. 

Abbildung 4: Anteil der Teilzeiterwerbstätigen (1970-2024) 

 

Quelle: BFS (2025e) 
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2.1.3 Fertilität 

Die Veränderungen bei den Bildungswegen und der Erwerbstätigkeit zeigen sich auch in der 
dritten Dimension: der Fertilität. Seit der breiten Verfügbarkeit zuverlässiger Verhütungsmittel 
Ende der 1960er-Jahre ist die durchschnittliche Kinderzahl pro Person deutlich gesunken. Ak-
tuell (2024) liegt sie bei 1,3 Kindern pro Frau und 1,2 Kindern pro Mann (BFS, 2025f). Abbil-
dung 5 zeigt, dass die Geburtenrate bereits seit 1880 rückläufig ist und seit 1920 in den meis-
ten Jahren unter dem für die Bestandserhaltung nötigen Wert von 2,1 liegt – mit Ausnahme 
der Babyboomer-Jahrgänge 1945–1965. 

Seit 2022 ist die Geburtenrate nochmals spürbar gesunken, was viel mediale Aufmerksamkeit 
ausgelöst hat. Solche kurzfristigen Rückgänge, wie zwischen 2022 und 2024, sollten jedoch 
vorsichtig interpretiert werden. Steigt zum Beispiel das durchschnittliche Alter der Mütter bei 
der Geburt, sinkt die Geburtenrate zunächst, weil Geburten zeitlich nach hinten verschoben 
werden; mittelfristig kann sie sich wieder stabilisieren (Dattani & Rodes-Guirado, 2025). Ähn-
liche Einbrüche traten bereits in den 1990er-Jahren und Anfang der 2000er-Jahre auf, bevor 
sich die Raten wieder einpendelten. 

Ob die Geburtenrate weiter sinkt oder sich erneut stabilisiert, ist derzeit offen. Ziemlich sicher 
ist lediglich: Sie wird auch künftig – auf dem Niveau nach dem «Pillenknick» – deutlich unter 
der Ersatzrate von 2,1 Kindern pro Frau bleiben. 

Abbildung 5: Geburtenrate (1870-2024) 

 

Quelle: BFS (2025f) 

 

Parallel dazu hat sich das Alter bei der Geburt des ersten Kindes merklich erhöht: Während 
Frauen im Jahr 1970 im Durchschnitt mit 26 Jahren ihr erstes Kind bekamen, liegt dieses Alter 
heute bei rund 31 Jahren. Ein wichtiger Einflussfaktor auf den Altersdurchschnitt ist der starke 
Rückgang der Teenagerschwangerschaften und der Schwangerschaften unter 25 Jahren 
(BFS, 2025f). Kinder werden heute also später und seltener geboren. 
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2.1.4 Rollenverteilung 

Die tiefgreifenden Veränderungen in Gesellschaft und Wirtschaft spiegeln sich zunehmend 
auch in den Erwerbsmustern von Paaren mit Kindern wider. Besonders ausgeprägt sind diese 
Verschiebungen in den letzten 15 Jahren, wie Abbildung 6 zeigt. Sie gibt Aufschluss darüber, 
wie Familien Erwerbs- und Sorgearbeit organisieren. 

Deutlich zurückgegangen ist dabei das klassische Einverdienermodell, in dem der Mann Voll-
zeit erwerbstätig ist und die Frau keiner Erwerbsarbeit nachgeht: Sein Anteil sank von 22,4 % 
auf 13,2 %. Gleichzeitig ist die Erwerbsbeteiligung von Müttern weiter gestiegen. Während 
Konstellationen mit einem vollzeitarbeitenden Partner und einer Partnerin in geringem Teilzeit-
pensum (1-49 %) etwas seltener geworden sind (Rückgang von 29,2 % auf 23,7 %), haben 
Modelle mit einem höheren Teilzeitpensum der Partnerin (50-89 %) an Bedeutung gewonnen 
(Anstieg von 22,1 % auf 27,2 %). 

Abbildung 6: Tatsächlich gelebte Aufteilung von Paaren mit Kindern (2012, 2022) 

 

Quelle: BFS (2025g) 

  

Zusammenfassend zeigt sich: 
 Höhere Ausbildung: Junge Mütter und Väter sind heute besser und ähnlich gut ausge-

bildet. 
 Steigende Erwerbstätigkeit: Insgesamt ist die Erwerbsbeteiligung von Frauen in der 

Schweiz stark gestiegen und nähert sich heute dem Niveau der Männer an, wobei 
Teilzeitarbeit eine zentrale Rolle spielt. 

 Sinkende Fertilität: Familien haben später und weniger Kinder als frühere Generatio-
nen. 

 Veränderte Rollenbilder: Das klassische Ein-Ernährer-Modell verliert an Bedeutung; 
die Erwerbstätigkeit von Müttern steigt. 
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2.2 Staatliche Familienausgaben: Trends und internationale Vergleiche 

Nicht nur das Familienleben, sondern auch die Familienpolitik in der Schweiz hat sich in den 
letzten Jahren deutlich verändert. Nachfolgend werden diese Entwicklungen zunächst nach-
gezeichnet (2.2.1). Anschliessend wird die Situation in der Schweiz im internationalen Ver-
gleich eingeordnet (2.2.2). 

2.2.1 Ansteigende Kantons- und Gemeindeausgaben 

Nach dem Subsidiaritätsprinzip liegt die Familienpolitik in der Schweiz primär in der Zustän-
digkeit der Kantone und Gemeinden (Der Bundesrat, 2017). Die Verantwortung verbleibt zu-
nächst bei den Familien; staatliche Unterstützung setzt erst ein, wenn diese nicht ausreicht, 
wobei zunächst die Gemeinden und in einem zweiten Schritt die Kantone eingreifen. Diese 
Zuständigkeitsverteilung spiegelt sich unmittelbar in der Ausgabenstruktur wider: Wie Abbil-
dung 7 zeigt, tragen Gemeinden und Kantone den Hauptteil der familienpolitischen Kosten, 
während der Finanzierungsanteil des Bundes vergleichsweise gering ist. 

Abbildung 7: Ausgaben für Kinder und Familien nach Staatsebene (in Prozent der Ge-
samtausgaben)4 

 

Quelle: Eurostat (2025a) 

Seit den 2000er-Jahren sind die familienbezogenen Ausgaben von Kantonen und Gemeinden 
deutlich gestiegen. An den Gemeindeausgaben nahm ihr Anteil von rund 1,5 % (1995) auf 3,8 
% (2023) zu. Bei den Kantonen wuchs er im gleichen Zeitraum von unter 1 % auf rund 2,5 %. 
Auch in den Sozialversicherungen kam es zu einem Ausbau: Seit Einführung der Mutter-
schaftsentschädigung stieg der Anteil der familienbezogenen Leistungen von 1,2 % auf über 
2 %. Der Anteil der Familienpolitik an den Bundesausgaben blieb hingegen über die gesamte 
Periode stabil bei rund 0,4 %. 

  

 

4 Ab 2020 wird der Anteil an den Sozialversicherungen durch Mehrausgaben infolge der Covid-Krise 
verzerrt und deshalb in dieser Grafik nicht abgebildet (vgl. Schaltegger & Mair, 2021). 
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Nominell beliefen sich die Ausgaben im Jahr 2023 beim Bund auf 257 Mio. Franken, bei den 
Kantonen auf 2,6 Mrd. Franken und auf 2,2 Mrd. Franken auf Gemeindeebene (Eurostat, 
2025a).  

2.2.2 Tiefe Ausgaben im internationalen Vergleich 

Während der vorherige Abschnitt die innerstaatliche Verteilung der familienpolitischen Ausga-
ben beleuchtet hat, richtet sich der Blick nun auf den internationalen Vergleich des Gesamt-
staates. Seit Mitte der 1990er Jahre belaufen sich die öffentlichen Ausgaben für Familien in 
der Schweiz auf rund 1–2 % der gesamten Staatsausgaben. Ein ähnlicher Anteil zeigt sich 
auch in den Vereinigten Staaten. 

In vielen europäischen Ländern liegt der entsprechende Anteil höher; in Frankreich, Deutsch-
land, Österreich und den Niederlanden beträgt er rund 3–5 % der Staatsausgaben. Den höchs-
ten Wert verzeichnet Luxemburg mit 8–9 %. 

Abbildung 8: Internationaler Vergleich: Ausgaben für Kinder und Familien als Anteil 
der öffentlichen Aufgaben (1995-2023) 

 

Quelle: Eurostat (2025a); OECD (2025a) für die USA 

Neben dem Umfang der familienpolitischen Ausgaben unterscheidet sich zwischen Ländern 
auch deren Ausgestaltung. Zwar sind die familienpolitischen Instrumente in den meisten Staa-
ten ähnlich ausgestaltet: Auch die Vergleichsländer kennen Steuerabzüge, Kinderzulagen so-
wie Angebote wie Beratung oder Kindertagesstätten. Unterschiede zeigen sich jedoch im Ver-
hältnis von Geldleistungen zu Dienstleistungen (Abbildung 9). Im internationalen Vergleich 
setzt die Schweiz stärker auf Transferleistungen und in geringerem Ausmass auf staatliche 
Dienstleistungen als andere Länder. 
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Abbildung 9: Internationaler Vergleich: Staatliche Leistungen für Familien nach Art 

 

Lesebeispiel: In der Schweizer Familienpolitik belaufen sich die Transferleistungen auf 2,2 % 
des BIP, die staatlichen Dienstleistungen auf 0,4 % des BIP und die Steuerabzüge auf 0,5 % 
des BIP. Angaben als Prozentsatz des BIP. 

Quelle: OECD (2025a) 

Der internationale Vergleich der Familienpolitik bedarf jedoch einer sorgfältigen Einordnung. 
In der Schweiz werden zahlreiche familiennahe Leistungen nicht explizit der «Familienpolitik» 
zugerechnet, sondern etwa den Bereichen Bildung oder Soziale Sicherheit. So werden Tages-
strukturen und Horte teilweise unter «Bildung» verbucht, Prämienverbilligungen für Kinder un-
ter «Soziale Sicherheit» (FDK, 2023). Für einen umfassenden Ländervergleich müssten sol-
che Leistungen mitberücksichtigt werden. 

Zudem lässt sich aus dem Umfang der eingesetzten Mittel nicht unmittelbar auf das tatsächli-
che Leistungsniveau schliessen. Ein geringerer Mitteleinsatz kann ebenso auf effizientere 
Strukturen, einen geringeren Bedarf oder eine stärkere private Finanzierung hindeuten. Vor 
diesem Hintergrund ist es sinnvoll, den internationalen Vergleich durch eine Betrachtung der 
konkreten Lebenssituation von Familien in der Schweiz zu ergänzen. Eine solche folgt in Ka-
pitel 3. 

 

 Zusammenfassend zeigt sich: 
 Bewegung auf Kantons- und Gemeindeebene: Der Anteil der Familienpolitik an den 

Kantons- und Gemeindeausgaben hat sich in den letzten 25 Jahren mehr als verdop-
pelt.  

 Tiefe Ausgaben im internationalen Vergleich: Im Vergleich mit Nachbarländern gibt die 
Schweiz weniger öffentliche Mittel für die Familienpolitik aus und liegt damit auf einem 
Niveau, das eher mit den Vereinigten Staaten als mit europäischen Nachbarstaaten 
vergleichbar ist. 

 Fokus auf Transferleistungen: Die Schweiz setzt in der Familienpolitik stärker auf 
Transferleistungen als auf staatliche Dienstleistungen. 
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3 Familien in der Schweiz: mehrheitlich gut situiert und zu-
frieden 

Nachdem Umfang und Ausgestaltung der Familienpolitik beleuchtet wurden, steht nun die 
Frage im Zentrum, wie sich diese in den Lebensbedingungen der Familien niederschlagen. 
Ein internationaler Vergleich ordnet die Ergebnisse ein und zeigt, wie die Schweiz abschnei-
det. So entsteht ein differenziertes Gesamtbild der Lebensrealitäten von Familien in der 
Schweiz. 

3.1 Einkommen und Ausgaben 

Zunächst zur finanziellen Situation der Familien: Familien sind in der Schweiz finanziell nicht 
schlechter gestellt als andere Haushaltstypen, wie ein Vergleich der Einnahmen und Ausga-
ben von Haushalten mit und ohne Kinder zeigt. Familien weisen zwar höhere Ausgaben auf, 
verfügen jedoch zugleich über höhere Primär- und Bruttoeinkommen, sodass ihnen unterm 
Strich ein Sparbetrag verbleibt, der mit jenem anderer Haushaltstypen vergleichbar ist (vgl. 
Tabelle 1). Konkret sparen Einpersonenhaushalte – unabhängig davon, ob Kinder im Haushalt 
leben – rund 15 % ihres Bruttoeinkommens, Paare ohne Kinder 23 % und Paare mit Kindern 
22 %.  

Die Sparquote hängt stark vom jeweiligen Einkommen ab. Paare mit Kindern im untersten 
Einkommensfünftel können im Durchschnitt nur rund 4 % ihres Einkommens sparen, während 
in den obersten Einkommensgruppen rund 30 % des Einkommens zurückgelegt werden kön-
nen. Dasselbe Muster zeigt sich allerdings auch bei kinderlosen Haushalten, wobei die Unter-
schiede zwischen niedrigen und hohen Einkommen dort sogar noch ausgeprägter sind. 
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Tabelle 1: Finanzielle Lage von Familien vs. Haushalte ohne Kinder (2020-2021)5 

 

Quelle: BFS (2024b) 

Familien mit Kindern verfügen häufiger über Wohneigentum, was sich in einem geringeren 
Anteil an Mieterhaushalten zeigt. Zudem besitzen Haushalte mit Kindern ebenso häufig oder 
sogar häufiger langlebige Konsumgüter wie Autos, Velos oder Computer. Abbildung 10 ver-
anschaulicht ausgewählte Merkmale von Haushalten und gibt damit Einblick in die materielle 
Situation von Familien in der Schweiz.6 

Abbildung 10: Ausgewählte Haushaltsmerkmale (2020-2021) 

 

Quelle: BFS (2024b) 

 

5 Die Datenquelle (HABE) berücksichtigt in der Kategorie «Paare mit Kindern» nur Paare mit Kindern 
unter 25 Jahren. 
6 Es ist zu berücksichtigen, dass Haushalte mit Kindern im Durchschnitt älter sind als Haushalte ohne 
Kinder, sodass ein Teil der beobachteten Unterschiede auch auf Alterseffekte zurückzuführen sein 
kann. 
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3.2 Armut und Deprivation 

Im europäischen Vergleich weisen Familien in der Schweiz eine niedrige Armutsquote auf. 
Wie Abbildung 11 zeigt, ist die materielle und soziale Deprivationsquote bei Haushalten mit 
Kindern niedrig. Dieses gängige Armutsmass erfasst den Anteil der Haushalte, denen grund-
legende Güter für einen angemessenen Lebensstandard fehlen. 2024 lag der Wert in der 
Schweiz bei 6 %, deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 12,1 % (Eurostat, 2025b). 

Dieses Befundbild bestätigt sich auch bei Verwendung einer alternativen Datenquelle. Die 
ISSP-Befragung von 2022 erfasst die subjektive finanzielle Situation von Eltern und erlaubt 
zugleich einen internationalen Vergleich. Die zentralen Ergebnisse lassen sich wie folgt dar-
stellen: 

 45,6 % der Eltern in der Schweiz geben an, finanziell gut oder eher gut zurechtzukom-
men. 

o 2,9 % berichten von grossen finanziellen Schwierigkeiten (ISSP, 2025). 
 Im Gegensatz dazu geben über alle teilnehmenden Länder hinweg lediglich 29,7 % 

der Eltern an, finanziell gut oder eher gut zurechtzukommen. 
o 10,3 % berichten von grossen finanziellen Problemen (ebd.). 

Abbildung 11: Materielle und soziale Deprivationsquoten von Haushalten mit Kindern 
(in %, 2024) 

 

Quelle: Eurostat (2025b) 

Während die bisherigen Statistiken in diesem Kapitel auf eine insgesamt günstige finanzielle 
Lage von Familien in der Schweiz hindeuten, offenbart eine differenzierte Betrachtung Unter-
schiede zwischen den einzelnen Haushaltstypen. Die Einkommensarmutsquoten variieren 
deutlich nach Haushaltsform. Eineltern-Haushalte sowie Paare mit drei oder mehr Kindern 
weisen höhere Einkommensarmutsquoten auf als andere Familienkonstellationen. Konkret be-
trägt die Einkommensarmutsquote:  

 4,4 % bei Paaren mit Kindern 
 10,6% bei Eineltern-Haushalten  
 9,1 % bei Paaren mit drei oder mehr Kindern 

Zur Einordnung der Zahlen ist ein Blick auf andere Haushaltstypen sinnvoll. Von allen Haus-
haltstypen liegt die Einkommensarmutsquote bei Alleinlebenden mit 13,9 % am höchsten 
(BSV, 2025d). Entsprechend legen Befunde aus der Forschung nahe, dass die 
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Familiengründung an sich nur selten ein eigenständiges Armutsrisiko darstellt (Bischof et al., 
2023; Hümbelin et al., 2022, zitiert in BSV, 2025d). Dieses konzentriert sich auf einzelne Fa-
milientypen, wie der Vergleich der Einkommensarmutsquoten zeigt. 

3.3 Soziale Mobilität 

Die vorangegangenen Abschnitte deuten darauf hin, dass die finanzielle Lage von Familien in 
der Schweiz überwiegend günstig ist. Ob dies auch für die soziale Mobilität gilt, wird im Fol-
genden betrachtet. Sie zeigt, ob Kinder unabhängig von ihrer Herkunftsfamilie echte Aufstiegs-
chancen haben oder ob sich Ungleichheiten über Generationen verfestigen. 

Im internationalen Vergleich ist die soziale Mobilität in der Schweiz hoch, besonders bei den 
Einkommen. Der Zusammenhang zwischen dem Einkommensrang der Eltern und jenem ihrer 
Kinder ist mit 0,14 sehr gering (Chuard & Schmiedgen-Grassi, 2020) und liegt deutlich unter 
den Werten den USA (0,34), Italien (0,25) und sogar unter in Schweden (0,18). Das spricht für 
intakte Aufstiegschancen in der Schweiz. Eine neue Studie untermauert dieses Ergebnis: Der 
Einfluss des familiären Hintergrunds auf das Einkommen liegt in der Schweiz seit vier Jahr-
zehnten konstant bei durchschnittlich 17 % (Bühler, Häner-Müller & Schaltegger, 2025). (vgl. 
Abbildung 12). Eine Analyse über 15 aufeinanderfolgende Generationen zeigt zudem, dass 
der Einfluss der Familie im Durchschnitt nach drei Generationen vollständig verschwindet 
(Häner & Schaltegger, 2024). 

Abbildung 12: Einkommensungleichheit und soziale Mobilität (1980-2023) 

 

Quelle: IWP (2025) 
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3.4 Zufriedenheit  

Neben der finanziellen Lage und den intakten Aufstiegschancen schneidet die Schweiz auch 
bei der subjektiven Lebenszufriedenheit überdurchschnittlich gut ab. Die Resultate der ISSP-
Befragung zeigen: Eltern in der Schweiz berichten 2022 von einer höheren Zufriedenheit als 
Eltern in den Nachbarländern; lediglich US-amerikanische Eltern sind nach eigenen Angaben 
zufriedener (vgl. Abbildung 13). 

Abbildung 13: Zufriedenheit von Personen mit Kindern (2022) 

 
Lesehilfe: Je höher der Zufriedenheitswert auf der Y-Achse, desto zufriedener sind Eltern im jeweiligen Land im Durchschnitt.  

Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf ISSP (2025) 

3.5 Aufteilung Erwerbs- und Familienarbeit 

Neben Einkommen, Lebensstandard und genereller Zufriedenheit spielt auch die Aufteilung 
von Erwerbs- und Familienarbeit eine zentrale Rolle für die Lebensrealität von Familien. Die 
ISSP-Befragung gibt Aufschluss darüber, wie sich die Vorstellungen zur idealen Aufteilung der 
Erwerbsarbeit in Familien mit Kindern in den letzten Jahren verändert haben.  

Abbildung 14 zeigt eine deutliche Veränderung zwischen 2012 und 2022 und deutet auf ver-
änderte Rollenbilder hin. Der Pfeil startet jeweils beim Wert von 2012 und endet beim Wert 
von 2022.  

So gilt heute eine Familie, in der beide Eltern Teilzeit arbeiten und sich Erwerbs- und Famili-
enarbeit teilen, für viele als bevorzugtes Modell. Die Zustimmung zu diesem Ideal unterschei-
det sich nach Altersgruppen und hat sich im Zeitverlauf deutlich verändert. 

2022: 

 Bei den unter 40-Jährigen nennen 50,9 % das partnerschaftliche Teilzeitmodell als 
Ideal. 

 Bei den über 40-Jährigen sind es 43,7 %. 
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2012: 

 Unter 40-Jährige: rund 60 % bevorzugten klassische Modelle mit vollzeiterwerbstäti-
gem Vater und nicht oder teilzeitlich erwerbstätiger Mutter. 

 Bei den über 40-Jährige waren es sogar knapp 70 %. 

Andere Modelle – etwa zwei vollzeiterwerbstätige Eltern oder eine Mutter als Hauptverdienerin 
– werden sowohl 2012 als auch 2022 nur von einer Minderheit als Ideal genannt. 

Abbildung 14: Einstellungen zur bevorzugten Aufteilung der Erwerbsarbeit in Familien 
mit Kindern (2012 vs. 2022) 

 

Lesebeispiel: Das Pfeilende gibt an, wie viel Prozent der Befragten ein Familienmodell im Jahr 
2012 als ideal wählten. Die Pfeilspitze gibt den Wert im Jahr 2022 an.  

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf ISSP (2016, 2025) 

Auch wenn ein egalitäres Erwerbsmodell von einem beträchtlichen Teil der Befragten als Ideal 
genannt wird, lässt es sich in der Praxis bislang nur begrenzt beobachten. Derzeit leben we-
niger als 9 % der Familien ein Modell, in dem beide Eltern in vergleichbarem Umfang teilzeitlich 
erwerbstätig sind. Gleichzeitig handelt es sich dabei um jenes Erwerbsmodell mit dem stärks-
ten relativen Zuwachs in den letzten Jahren (vgl. Abbildung 6). 

Ein Teil dieser Diskrepanz könnte auf die Datengrundlage zurückzuführen sein. Umfragen er-
fassen Einstellungen und normative Vorstellungen, nicht jedoch das tatsächliche Verhalten. 
Zudem können Antworten durch soziale Erwünschtheit beeinflusst sein und die Ergebnisse 
hängen stark von der Frageformulierung und der befragten Stichprobe ab. Das tatsächlich 
realisierte Familienmodell könnte in diesem Zusammenhang auch als «offenbarte Präferenz» 
verstanden werden, da es beobachtbare Entscheidungen abbildet.  

Gleichzeitig weist die Literatur darauf hin, dass solche Entscheidungen im Kontext bestehen-
der institutioneller, ökonomischer und sozialer Rahmenbedingungen getroffen werden. So prä-
gen beispielsweise kulturelle und soziale Normen Erwartungen an Erwerbsarbeit und Fami-
lienrollen und beeinflussen damit reale Entscheidungen systematisch (Boelmann et al., 2024; 
Kleven et al., 2021; Kleven et al., 2025; Olivetti & Petrongolo, 2017).  
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Darüber hinaus zeigen arbeitsmarktökonomische Arbeiten, dass arbeitsspezifische Rahmen-
bedingungen, etwa die Verbreitung sogenannter «greedy jobs» – das heisst Jobs mit hohen 
Zeit- und Verfügbarkeitsanforderungen – egalitäre Erwerbsmodelle innerhalb von Paaren er-
schweren (Goldin, 2021). Ergänzend weist die Literatur auf Diskriminierung im Zugang zu Teil-
zeitarbeit hin, insbesondere zulasten von Männern (Kopp, 2024). Zudem zeigt sich, dass Müt-
ter nach der Geburt eines Kindes häufig einen Einkommensrückgang verzeichnen – selbst 
dann, wenn sie zuvor mehr verdient haben als der Vater. Väter hingegen erfahren meist keine 
Einkommenseinbussen, sondern teilweise sogar Einkommenszuwächse (Bischof et al., 2023). 

Ausserdem setzt das Schweizer Steuersystem zusätzliche Anreize gegen ein egalitäres Er-
werbsmodell. Durch die gemeinsame Besteuerung von Ehepaaren wird das Einkommen von 
Zweitverdienenden – meist Frauen – mit einem höheren Grenzsteuersatz belastet als bei in-
dividueller Besteuerung. Dies macht zusätzliche Erwerbsarbeit finanziell weniger attraktiv 
(Müller & Salvi, 2020). 

Vor diesem Hintergrund stossen familienpolitische Instrumente an klare Grenzen. Die wissen-
schaftlichen Erklärungssätze deuten auf eine Mischung aus privaten Rollenvorstellungen, dem 
Zusammenspiel zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern sowie steuerlichen Rahmenbedin-
gungen hin. 

 

 

 

 

Zusammenfassend zeigt sich: 

 Finanzielle Situation: Die meisten Familien in der Schweiz sind finanziell gut abge-
sichert und stehen mindestens gleich gut da wie andere Haushaltstypen. 

 Armut: Am unteren Rand der Einkommensverteilung gibt es armutsbetroffene Fami-
lien (6 % aller Haushalte mit Kindern). Alleinerziehende und kinderreiche Familien 
haben ein überproportionales Armutsrisiko. Einpersonenhaushalte haben hingegen 
das höchste Armutsrisiko aller Haushaltstypen. 

 International Spitze: Im internationalen Vergleich weist die Schweiz sehr tiefe mate-
rielle und soziale Deprivation, hohe Einkommensmobilität und hohe subjektive Zu-
friedenheit auf. 

 Abweichung zwischen idealem und gelebtem Rollenmodell: Die Mehrheit der unter 
40-jährigen Eltern nennt ein partnerschaftliches Teilzeitmodell mit geteilter Betreu-
ung als ideales Familienmodell, jedoch wird dieses nur von weniger als 9 % der 
Familien gelebt. 
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4 Familienpolitik: Eine Staatsaufgabe? 

Die Rolle des Staates in der Familienpolitik ist politisch umstritten. Während ein Teil der politi-
schen Akteure verstärkte staatliche Eingriffe fordert, plädiert ein anderer für Zurückhaltung. 
Aus wirtschaftspolitischer Sicht sprechen insbesondere zwei Grundsätze für eine begrenzte 
und dezentrale Ausgestaltung der Familienpolitik: die horizontale Gerechtigkeit und das Sub-
sidiaritätsprinzip. 

Horizontale Gerechtigkeit bedeutet, dass Haushalte mit gleicher wirtschaftlicher Leistungs-
fähigkeit gleichbehandelt werden sollen – unabhängig von ihrer Lebensform. Familien sind ein 
zentraler Bestandteil der Gesellschaft, stellen jedoch nur einen Teil der Gesamtbevölkerung 
dar. Empirische Befunde zeigen, dass Familien finanziell nicht systematisch schlechter gestellt 
sind als andere Haushaltstypen (vgl. Tabelle 1). Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, 
ob zusätzliche staatliche Leistungen für Familien unter diesem Gesichtspunkt grundsätzlich 
gerechtfertigt sind. 

Die Beachtung der horizontalen Gerechtigkeit ist zentral für eine stabile Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik. Werden einzelne Gruppen gezielt bevorzugt, entstehen rasch Anspruchshaltun-
gen weiterer Gruppen. Es droht eine Entwicklung hin zu einer «Rent-Seeking-Society», in der 
politische Ressourcen zunehmend für die Durchsetzung von Sonderinteressen statt für pro-
duktive Aktivitäten eingesetzt werden (Olson, 1982). Dies führt zu höherer Umverteilung, ge-
ringerem Wachstumspotenzial und steigendem Ausgabenbedarf des Staates. Familienpolitik 
ist daher – wie jede gruppenspezifische Politik – besonders sorgfältig zu begründen. 

Zweitens ist das Subsidiaritätsprinzip zu wahren. Gemäss dem Subsidiaritätsprinzip sollen 
staatliche Aufgaben möglichst auf der tiefstmöglichen staatlichen Ebene wahrgenommen wer-
den. Der Bund greift nur dann ein, wenn Kantone und Gemeinden diese Aufgaben nicht selbst 
erfüllen können. Da familienpolitische Massnahmen in der Regel lokal organisiert und umge-
setzt werden können, bestehen aus ökonomischer Sicht keine überzeugenden Gründe für eine 
weitgehende Zentralisierung der Familienpolitik auf Bundesebene. 

Diese beiden Grundsätze definieren den normativen Rahmen der Analyse. Gleichzeitig dehnt 
sich der Staat in vielen Bereichen aus, so auch in der Familienpolitik. Weitere Ausbauforde-
rungen stehen im Raum. 

Um diesen Ausbauplänen mit einem zielgerichteten und effizienten Mitteleinsatz zu begegnen, 
sollte Familienpolitik nicht pauschal, sondern anhand klar definierter Kriterien beurteilt werden. 
Zwei Zielrichtungen sind dabei zentral: Effizienz und Gerechtigkeit 

Effizienz 

Familien sind kein klassisches Marktversagen und Kinder sowie Eltern sind keine Produkti-
onsfaktoren im engen ökonomischen Sinn. Dennoch haben familiäre Entscheidungen erheb-
liche gesamtwirtschaftliche Konsequenzen, insbesondere über den Arbeitsmarkt und die lang-
fristige Entwicklung des Humankapitals. In mehreren Bereichen entstehen externe Effekte, bei 
denen familienpolitische Massnahmen potenziell effizient wirken können:  

- Arbeitsangebot: Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf beeinflusst das Arbeitsan-
gebot von Eltern, insbesondere von Müttern. Institutionelle Rahmenbedingungen wie 
Kinderbetreuung oder Elternzeitregelungen können Erwerbsanreize verbessern und 
ungewollte Reduktionen des Arbeitspensums verhindern (Becker, 1993; Killingsworth 
& Heckman, 1986). 
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- Humankapital: Die Qualität frühkindlicher Erziehung bestimmt massgeblich das Po-
tenzial der nächsten Generation und erzeugt positive externe Effekte, weil die Erträge 
nicht nur den Eltern zufallen, sondern der ganzen Gesellschaft. Gut aufwachsende 
Kinder tragen später zu Produktivität, Steuererträgen und sozialen Sicherungssyste-
men bei, ohne dass Eltern diese Effekte vollständig berücksichtigen (vgl. Becker, 1964; 
Cunha & Heckman, 2007). 

- Fertilitätsentscheidung: In hochqualifizierten Gesellschaften steigen die Opportuni-
tätskosten der Elternschaft, was tendenziell zu geringeren Geburtenraten führt (Goldin, 
2025). Familienpolitische Massnahmen können diese Kosten teilweise abfedern und 
dadurch die Entscheidung für Kinder erleichtern. 

Gleichzeitig ist klarzustellen, dass Familienpolitik nicht dem Zweck dienen darf, Eltern oder 
Kinder als Mittel zur Erreichung wirtschaftlicher Ziele zu instrumentalisieren. Ziel ist vielmehr, 
strukturelle Hürden abzubauen, damit Menschen ihre individuellen Lebensentwürfe realisieren 
können. Die Förderung von Kindern soll ihrer Entfaltung dienen, nicht der Maximierung ihres 
späteren ökonomischen Beitrags (vgl. Sen, 1999; Nussbaum, 2011). 

Gerechtigkeit 

Neben Effizienzüberlegungen kann Familienpolitik auch aus Gerechtigkeitsperspektive be-
gründet werden. Dabei stehen zwei Aspekte im Vordergrund: 

- Armutsminderung: Kinder verursachen zusätzliche finanzielle und zeitliche Belastun-
gen. Besonders Alleinerziehende sowie Familien mit mehreren Kindern weisen ein er-
höhtes Armutsrisiko auf (vgl. Kapitel 3.2). Zielgerichtete familienpolitische Massnah-
men können dazu beitragen, dieses Risiko zu reduzieren (Whiteford & Adema, 2007; 
National Academies of Sciences, Engineering, and Medicine, 2019). 

- Chancengerechtigkeit: Die Entwicklungschancen von Kindern hängen stark von de-
ren sozioökonomischen Herkunft ab. Bereits im frühen Kindesalter zeigen sich mess-
bare Unterschiede in kognitiven Fähigkeiten (Bühler et al., 2026). Frühkindliche Förde-
rung – in Betreuungseinrichtungen oder im familiären Umfeld – kann diese Unter-
schiede verringern und die Chancen von Kindern mit ungünstigen Startbedingungen 
verbessern (Barnett, 2006). 

Aus diesem Rahmen lassen sich konkrete Kriterien zur Beurteilung familienpolitischer Mass-
nahmen ableiten: 

- Effizienzziele: 

- Fördert eine Massnahme die Erwerbstätigkeit von Eltern, insbesondere von 
Zweitverdienerinnen und Zweitverdienern? 

- Verbessert sie die Qualität der frühkindlichen Förderung? 

- Trägt sie zur Stabilisierung oder Erhöhung der Geburtenrate bei? 

- Gerechtigkeitsziele: 

- Senkt die Massnahme das Armutsrisiko von Familien? 

- Verbessert sie die Chancengleichheit von Kindern aus sozioökonomisch be-
nachteiligten Familien? 

Massnahmen, die diese Ziele nicht erreichen, sind aus volkswirtschaftlicher Sicht nur schwer 
zu rechtfertigen. Ihre empirische Wirksamkeit ist daher zentral. 
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Aufbau der weiteren Analyse 

Die folgenden Kapitel untersuchen drei zentrale Bereiche der Schweizer Familienpolitik: be-
zahlte Elternauszeiten, subventionierte Kinderbetreuung sowie Familienzulagen und steuerli-
che Abzüge (Häusermann & Bürgisser, 2022). Für jeden Bereich wird zunächst der Status quo 
in der Schweiz dargestellt und international eingeordnet. Anschliessend werden auf Basis der 
internationalen Forschung die Wirkungen der einzelnen Instrumente analysiert und Ansatz-
punkte für Verbesserungen abgeleitet. 
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5 Elternzeit: Viel Geld, beschränkte Wirkung 

Aufbauend auf der allgemeinen Einordnung der Familienpolitik und den formulierten ökonomi-
schen Bewertungskriterien richtet sich der Blick nun auf die Elternzeit als erstes familienpoliti-
sches Instrument, dessen Wirkungen und Gestaltungsoptionen systematisch analysiert wer-
den.  

Die aktuelle Debatte um eine Elternzeit in der Schweiz macht dieses Kapitel besonders rele-
vant. Es beleuchtet das Thema aus wissenschaftlicher Perspektive und bereitet damit die spä-
tere politische Bewertung vor. Zunächst stellt das Kapitel den Mutterschafts- und den Vater-
schaftsurlaub in der Schweiz dar und ordnet sie international ein (5.1). Anschliessend werden 
zentrale Forschungsergebnisse zusammengefasst (5.2). Darauf aufbauend diskutiert der 
letzte Abschnitt, wie sich die Politik in der Schweiz ausgestalten liesse (5.3). 

5.1 Ausgangslage in der Schweiz 

In der Schweiz bestehen gesetzliche Ansprüche auf Mutterschafts- und Vaterschaftsurlaub. 
Diese unterscheiden sich in deren Ausgestaltung, Inanspruchnahmen und fiskalische Bedeu-
tung. 

Mutterschaftsurlaub 

 Aktuell beträgt der Mutterschaftsurlaub in der Schweiz 14 Wochen (BSV, 2025c). 
 Währenddessen werden 80 % des Lohnes über die Erwerbsersatzordnung (EO) er-

setzt (ebd.). 
 Dabei ist der Beitrag auf maximal 220 Franken pro Tag limitiert (ebd.). 
 Die öffentlichen Ausgaben für den Mutterschaftsurlaub beliefen sich 2023 auf 902 Mio. 

Franken (BSV, 2025e). 
 94 % der Mütter nahmen den Mutterschaftsurlaub in Anspruch (Roth & Unterhofer, 

2025). 

Vaterschaftsurlaub 

 Seit 2021 besteht ein gesetzlicher Anspruch auf einen Vaterschaftsurlaub von 2 Wo-
chen (BSV, 2025c). 

 Auch hier werden 80 % des Lohns über die EO ersetzt (ebd.). 
 Analog zum Mutterschaftsurlaub ist der maximale Beitrag auf 220 Franken pro Tag 

beschränkt (BSV, 2025c) (ebd.). 
 Die Kosten beliefen sich 2023 auf 158 Mio. Franken (BSV, 2025e). 
 74 % nahmen den Vaterschaftsurlaub in Anspruch (Roth & Unterhofer, 2025).  

 

Die Schweiz im internationalen Vergleich 

Der Blick über die Landesgrenze hinaus zeigt: Die geltende Regelung in der Schweiz ist deut-
lich kürzer. Abbildung 15 vergleicht die Länge des Mutterschafts- und Vaterschaftsurlaubs in 
ausgewählten Ländern. Während Mütter in der Schweiz 14 Wochen und Väter 2 Wochen er-
halten, beträgt beispielsweise in Luxemburg der Mutterschaftsurlaub 46 Wochen und der Va-
terschaftsurlaub 28 Wochen.  
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Abbildung 15: Internationaler Vergleich: Verhältnis von Mutterschafts- zu Vater-
schaftsurlaub 

 
Lesebeispiel: In der Schweiz haben Mütter Anspruch auf 14 Wochen bezahlten Urlaub, während Väter einen Anspruch auf 2 Wochen haben. Die 
Grösse der Blase zeigt das Ausmass der Lohnersatzrate. Die Lohnersatzrate gibt an, wie viel Prozent des Lohns während der Elternzeit als staatliche 

Leistung ausbezahlt wird. 

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf OECD (2025a) 

Neben der Dauer unterscheidet sich auch der Anteil an jungen Eltern, die die Urlaube nutzen, 
zwischen den Ländern. Bei den Müttern ist diese Quote in den meisten OECD-Ländern hoch 
(vgl. Abbildung 16).7 In Belgien, Frankreich, Deutschland, Luxemburg und Slowenien müssen 
Mütter einen Teil des Mutterschaftsurlaubs obligatorisch beziehen. In anderen Ländern wie 
Island, Norwegen, Schweden und Portugal ist er in ein allgemeines Elternurlaubsmodell inte-
griert. Ausnahmefälle sind Korea und Mexiko, wo weniger als 40 Mütter pro 100 Geburten 
Mutterschaftsurlaub in Anspruch nehmen – ein Resultat niedriger Erwerbsbeteiligung und ein-
geschränkter Anspruchsrechte. 

Bei den Vätern ist die Inanspruchnahme meistens tiefer. Im Durchschnitt der 20 OECD-Länder 
mit verfügbaren Daten nehmen 59 Väter pro 100 Geburten bezahlten Vaterschaftsurlaub in 
Anspruch. Besonders hoch ist die Quote in Estland mit über 90 %, während sie in Dänemark, 
Finnland, Litauen, Schweden und der Schweiz mit über 70 % ebenfalls überdurchschnittlich 
hoch ist. Demgegenüber fällt die Nutzung in Australien, Österreich, Ungarn und im Vereinigten 
Königreich mit 20 bis 30 pro 100 Geburten unterdurchschnittlich aus (OECD, 2025a). 

Die Unterschiede zwischen den Geschlechtern treten jedoch bei der Elternzeit noch deutlich 
stärker zutage, da diese im Gegensatz zu den meist kürzeren Mutterschafts- und Vaterschafts-
urlauben in der Regel über einen längeren Zeitraum hinweg bezogen wird. Abbildung 17 zeigt 
den Anteil an männlichen Empfängern von Elternzeit-Leistungen in Ländern, die eine 

 

7 In vielen Ländern ist der Mutterschutz nach der Geburt obligatorisch und umfasst eine gesetzlich vor-
geschriebene Schutzfrist, in der eine Erwerbstätigkeit unzulässig ist; diese Phase ist rechtlich vom an-
schliessenden Mutterschafts- oder Elternurlaub zu unterscheiden (vgl. ILO, 2014). 
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Elternzeit kennen. Mit Ausnahme von Luxemburg beträgt der männliche Geschlechteranteil 
unter 50 %. Dies bedeutet, dass die Mütter mehr bezahlte Elternzeit beanspruchen als die 
Väter.  

Der Anteil variiert stark zwischen den Ländern. So kratzt der Männeranteil in Portugal und 
vielen nordischen Ländern an der 50%-Grenze. In den anderen Ländern fällt er jedoch deutlich 
geringer aus und bewegt sich oft im Bereich von rund einem Drittel oder weniger. Besonders 
niedrig ist der Anteil in zahlreichen süd- und osteuropäischen sowie angelsächsischen Län-
dern. Hier scheinen die Väter nur in Ausnahmefällen Elternzeit zu beziehen. Die länderspezi-
fischen Unterschiede lassen sich vermutlich durch unterschiedliche Rahmenbedingungen und 
gesellschaftliche Vorstellungen erklären, die prägen, welche Rolle Mütter und Väter in der Fa-
milie übernehmen sollen (vgl. Kleven et al., 2025). 

In der Literatur finden sich verschiedene Faktoren, die zeigen, welche Väter mehr der Eltern-
zeit beziehen: So nehmen Väter mit einem Hochschulabschluss und jene, die im öffentlichen 
Dienst arbeiten, mehr Elternzeit in Anspruch als Väter, die selbständig oder befristet angestellt 
sind (Geisler & Kreyenfelder, 2018). Zudem teilen Eltern die Elternzeit gleichmässiger auf, 
wenn beide ähnlich gut verdienen (Valentova, 2025). Ein weiterer wichtiger Faktor ist die Lohn-
ersatzquote: Je höher der durch die Elternzeit gewährte Lohnersatz, desto eher nehmen Väter 
die Elternzeit in Anspruch (Robbins, 2024).  



 

 

27 

 

Abbildung 16: Nutzung des bezahlten Mutterschafts- und Vaterschaftsurlaubs (2024 
oder zuletzt verfügbar)8 

 

Quelle: OECD (2025a) 

 

8 In einigen europäischen Staaten liegen die Quoten dagegen bei über 100 % (OECD, 2025a). Dies liegt 
am verwendeten Mass. Um die Nutzung des bezahlten Mutterschaftsurlaubs international vergleichbar 
zu machen, wird das Verhältnis der Empfängerinnen in einem Jahr zur Anzahl der Geburten im selben 
Jahr ermittelt. Bei Ländern wie Dänemark, Finnland oder Ungarn, in denen der Mutterschaftsurlaub 
länger als ein Jahr ist, ergibt sich dadurch ein Verhältnis von über 100 %, weil pro Jahr mehr Mütter die 
Leistungen erhalten, als Kinder geboren werden. Die Nutzung des bezahlten Vaterschaftsurlaubs wird 
mit dem gleichen Mass bestimmt – hier wird die Anzahl der Empfänger mit der Anzahl der Geburten pro 
Jahr verglichen. 
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Abbildung 17: Anteil an männlichen Empfängern von bezahlter Elternzeit (2024 oder 
zuletzt verfügbar) 

 

Quelle: OECD (2025a) 

 
Für die Schweiz bieten die ISSP-Daten einen Einblick in die Einstellungen zum Elternurlaub: 
Während 2012 noch knapp die beliebteste Antwort der befragten Eltern war (mit 34 % der 
Antworten), dass die Mutter die meisten Tage und der Vater ein paar Tage Elternurlaub erhal-
ten sollen, hat sich dies 2022 geändert. Nun stimmen die Befragten (42 %) am meisten der 
Antwort zu, dass die Elternzeit gleich zwischen beiden Elternteilen verteilt werden soll (ISSP, 
2025).  

 

Aktuelle politische Diskussionen in der Schweiz 

Seit 2024 hat die Frage einer nationalen Elternzeit in der Schweiz deutlich an politischer Dy-
namik gewonnen. Auf Bundesebene sind derzeit vier Standesinitiativen hängig, die eine ent-
sprechende Reform anstossen wollen; gleichzeitig läuft die Unterschriftensammlung für eine 
Volksinitiative, die 18 Wochen Urlaub für beide Elternteile fordert (parlament.ch, 2025b; Verein 
Paritätische Elternzeit, 2026). Die politische Debatte wird dabei von einer breiten gesellschaft-
lichen Unterstützung getragen: Eine Sotomo-Umfrage zeigt, dass sich eine Mehrheit der Be-
völkerung für die Einführung einer Elternzeit ausspricht (Junge Mitte & Sotomo, 2025). Solch 
hohe Zustimmungswerte im frühen Stadium eines Initiativprozesses sind jedoch mit Vorsicht 
zu interpretieren. Erfahrungsgemäss ist die Unterstützung in der Anfangsphase häufig beson-
ders ausgeprägt und kann im weiteren Verlauf des Abstimmungskampfes deutlich zurückge-
hen.  

Eine Ausweitung des Mutter- und Vaterschaftsurlaubs auf jeweils 18 Wochen würde mit be-
trächtlichen finanziellen Mehrbelastungen einhergehen: Die Verlängerung des Mutterschafts-
urlaubs hätte 2023 Mehrkosten von rund 258 Mio. Franken verursacht (+29 %). Beim Vater-
schaftsurlaub wären die Ausgaben sogar um zusätzliche 1,25 Mrd. Franken gestiegen (+800 
%). Dies hätte 0,14 % bzw. 0,67 % der gesamten Sozialversicherungsausgaben im Jahr 2023 
ausgemacht (vgl. BSV, 2025e). 
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5.2 Was sagt die Studienlage? 

Inwiefern sich die zusätzlichen finanziellen Aufwendungen für die Elternzeit rechtfertigen las-
sen, erschliesst sich aus ihren zu erwartenden Wirkungen. Der folgende Abschnitt richtet den 
Blick daher auf die Effekte der Elternzeit in fünf Dimensionen (vgl. Kapitel 4): der Arbeitsmarkt-
beteiligung der Eltern, der kindlichen Entwicklung, der Fertilität, der finanziellen Absicherung 
der Familien sowie der Chancengerechtigkeit. 

Zunächst ist jedoch eine begriffliche Klärung notwendig. Der Mutterschaftsurlaub steht aus-
schliesslich Müttern rund um die Geburt zu und dient primär dem Gesundheitsschutz von Mut-
ter und Kind. Der Vaterschaftsurlaub ermöglicht Vätern eine kurze, arbeitsplatzgeschützte 
Auszeit nach der Geburt. Die Elternzeit steht beiden Eltern offen, ist in der Regel länger als 
der Mutterschafts- und Vaterschaftsurlaub angelegt und kann individuell oder als gemeinsa-
mer Anspruch ausgestaltet sein (Albrecht, Fichtl & Redler, 2017). In vielen Ländern gibt es 
zudem reservierte Vätermonate, die nachweislich die Nutzung durch Männer erhöhen 
(Adema, Clarke & Théveron, 2020). 

5.2.1 Arbeitsmarktbeteiligung von Eltern 

Die Forschung zeigt, dass durchaus Wirkungen auf die Erwerbstätigkeit zu erwarten sind, die 
aber stark von Dauer und Ausgestaltung der jeweiligen Programme abhängen. 

Zur optimalen Dauer des Mutterschaftsurlaubs zeichnet die Literatur kein einheitliches Bild. 
Ein weitgehender Konsens besteht jedoch darin, dass kurze bis mittlere Auszeiten die Er-
werbsbeteiligung von Müttern fördern und den Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt erleichtern. 
Ab einer gewissen Dauer kehrt sich dieser Effekt um: Längere Unterbrechungen erschweren 
den beruflichen Wiedereinstieg und wirken sich negativ auf die Beschäftigung aus. Uneinigkeit 
besteht vor allem darüber, ab welchem Zeitpunkt diese negativen Effekte einsetzen. 

Eine Übersichtsarbeit kommt zum Schluss, dass Auszeiten von kurzer bis mittlerer Dauer – 
bis etwa 28 Wochen – den Wiedereinstieg von Müttern begünstigen und ihre Erwerbsbeteili-
gung erhöhen, während längere Unterbrüche nachteilige Effekte haben (Müller & Ramsden, 
2017). Andere Studien identifizieren positive Effekte sogar bei Urlaubsregelungen von bis zu 
einem Jahr, bevor sich längere Auszeiten negativ auf die Beschäftigung auswirken (Olivetti & 
Petrongolo, 2017). 

Besonders deutlich zeigen sich die negativen Folgen sehr langer Auszeiten im österreichi-
schen Kontext: Dort führte eine Verlängerung des Elternurlaubs von einem auf zwei Jahre zu 
einem starken Rückgang der Erwerbsbeteiligung von Frauen (Lalive & Zweimüller, 2009).  

Neuere vergleichende Evidenz spricht allerdings für eine kürzere optimale Dauer. Eine Studie 
zu 24 europäischen Ländern bestätigt, dass sehr kurze Urlaube von unter vier bis sechs Mo-
naten mit positiven Arbeitsmarkteffekten verbunden sind, während längere Urlaubszeiten ne-
gative Effekte aufweisen (Bates et al., 2023). 

Forschung zur Schweiz zeigt, dass die Einführung des Mutterschaftsurlaubs die Erwerbstätig-
keit von Müttern leicht erhöhte und zu höheren Arbeitspensen kurz vor der Geburt führte, um 
Anspruch auf eine höhere Entschädigung zu erhalten (Girsberger et al., 2023). Ähnliche Ef-
fekte finden sich in Australien, wo der Mutterschaftsurlaub die Bindung von Müttern an den 
Arbeitsmarkt stärkte, insbesondere bei Frauen mit tieferem Einkommen und geringerem Bil-
dungsniveau (Broadway et al., 2016). 
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Die Ausgestaltung ist entscheidend: In Deutschland beschleunigte der Wechsel zu einkom-
mensabhängigen Leistungen die Rückkehr von Müttern in den Arbeitsmarkt, wobei insbeson-
dere Teilzeitbeschäftigte profitierten (Kluve & Tamm, 2013; Bergemann & Riphahn, 2010).  

Bei den Vätern zeigt sich hingegen ein anderes Bild: Vaterschaftsurlaub erhöht langfristig ihr 
Engagement in der Kinderbetreuung, hat jedoch meist geringe oder keine Effekte auf Erwerbs-
beteiligung und Einkommen (Nepomnyaschy & Waldfogel, 2007; Boll et al., 2014; Tamm, 
2019). Studien aus Norwegen zur Verlängerung des Vaterschaftsurlaubs von sechs auf zehn 
Wochen finden keine Effekte auf Arbeitsstunden und Löhne der Väter und teilweise negative 
Effekte bei den Müttern (Cools et al., 2015). 

Die Evidenz zu Einkommenseffekten bei den Vätern ist gemischt: Rege und Solli (2013) zeigen 
langfristige Einkommensverluste bei Vätern infolge des Vaterschaftsurlaubs, während Hart et 
al. (2022) keine Effekte finden. Auch für Schweden und Dänemark ergeben sich keine eindeu-
tigen Ergebnisse: Einige Studien berichten von leichten Einkommensverlusten bei Vätern, an-
dere von Einkommensgewinnen bei Müttern und leicht negativen Effekten bei Vätern (Johans-
son, 2010; Avdic & Karimi, 2018; Druehdahl, Ejrnæs & Jørgensen, 2019). 

Viele Länder kennen Väterquoten, die sogenannten «Daddy Months», die einen bestimmten 
Zeitraum der Elternzeit für Väter reservieren: Sie erhöhen die Inanspruchnahme durch Väter 
deutlich und führen innerhalb der Familien zu einer gleichmässigeren Verteilung von Erwerbs- 
und Betreuungsarbeit (Patnaik, 2019).  

Die Arbeitsmarktwirkungen sind jedoch heterogen: Andersen (2018) zeigt, dass eine längere 
Beteiligung von Vätern das innerfamiliäre Lohngefälle verringern kann, indem sie die Einkom-
men von Müttern erhöht und das Haushaltseinkommen insgesamt steigen lässt. Johansson 
(2010) berichtet zwar ebenfalls von Einkommensgewinnen bei Müttern, jedoch auch von Ein-
bussen bei beiden Elternteilen im späteren Erwerbsverlauf. Langfristige Effekte auf die Be-
schäftigung oder die Einkommen der Eltern bleiben ebenfalls aus (Ekberg, Eriksson & Friebel, 
2013; Andersen & Nix, 2025). Auch auf die Karrierechancen von Müttern lassen sich keine 
eindeutigen Effekte ausmachen: So lassen sich beispielsweise in Norwegen 25 Jahre nach 
Einführung des Elternurlaubs weder positive noch negative Auswirkungen feststellen (Co-
rekcioglu, Francesconi & Kunze, 2024). 

Fazit: Insgesamt zeigt sich folgendes Muster: Mutterschafts- und Elternzeit erhöhen die Er-
werbstätigkeit von Frauen, sofern die Unterbrechungen nicht länger als 4 bis 7 Monate sind. 
Für Väter sind die Effekte auf Beschäftigung und Einkommen hingegen gering; der zentrale 
Effekt liegt in einer stärkeren Beteiligung an der Kinderbetreuung. Väterquoten erhöhen zwar 
die Inanspruchnahme durch Väter, bislang lassen sich jedoch keine Arbeitsmarkteffekte nach-
weisen. 

5.2.2 Humankapital der Kinder 

Die Forschungsarbeiten, die den Effekt der Elternzeitregelungen auf das Humankapital der 
Kinder anschauen, zeichnen ein gemischtes Bild. Die Effekte unterscheiden sich stark nach 
Dauer und familiärem Hintergrund.  

Mehrere internationale Studien zeigen, dass längere Mutterschaftsurlaube die Kindersterblich-
keit reduzieren (Ruhm, 2000; Tanaka, 2005; Heymann et al., 2011). Ausserdem finden einige 
Studien positive Effekte auf die spätere Bildung und das Einkommen der Kinder: Die Einfüh-
rung eines viermonatigen Mutterschaftsurlaubs senkte die Schulabbruchsquoten und erhöhte 
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die späteren Löhne der Kinder, insbesondere in Familien mit wenigen Ressourcen, in denen 
Mütter zuvor kaum Zeit nach der Geburt nehmen konnten (Carneiro, Løken & Salvanes, 2015). 
In Schweden verbesserten höhere Erwerbsersatzzahlungen die schulischen Leistungen der 
Kinder (Ginja, Jans & Karimi, 2020). 

Studien, die eine Verlängerung oder die Ausgestaltung des Mutterschaftsurlaubs anschauen, 
finden hingegen keine oder sogar negative Effekte: Für Dänemark zeigt Rasmussen (2010), 
dass eine Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs von 14 auf 20 Wochen keinen Einfluss auf 
die Bildung der Kinder hatte. Auch für Deutschland finden Huebener et al. (2019) keine Effekte 
der Ausgestaltungsart auf die kindliche Entwicklung. Dustmann und Schönberg (2012) zeigen 
anhand mehrerer Reformen in Deutschland, dass Verlängerungen von bis zu zehn Monaten 
die späteren schulischen Leistungen der Kinder nicht verbesserten und eine Ausdehnung auf 
18 Monate die Bildungsabschlüsse der Kinder sogar verschlechtert haben könnte. Ähnliche 
Ergebnisse finden sich international: In Kanada hatte eine Verlängerung auf zwölf Monate 
keine langfristigen Effekte auf die kognitive und soziale Entwicklung im Vorschulalter (Baker & 
Milligan, 2015). In Frankreich wirkte sich eine Ausdehnung auf drei Jahre sogar negativ aus, 
insbesondere auf die Sprachentwicklung von sechsjährigen Kindern (Canaan, 2019). 

Die Forschung zu Vaterurlaub und Väterquoten zeigt keine eindeutigen Ergebnisse: Die Ein-
führung reservierter Elternzeitanteile für Väter erhöhte nicht nur die Inanspruchnahme durch 
Männer, sondern verbesserte auch die schulischen Leistungen der Kinder – insbesondere in 
Familien, in denen die Väter eine bessere Ausbildung hatten als die Mütter (Cools et al., 2015). 
Eine nicht peer-reviewte Studie, die die Einführung eines Vaterschaftsurlaubs in Belgien un-
tersucht, findet keine Effekte auf den späteren Bildungsweg und Arbeitsmarktstatus der Kinder 
(Fontenay & Gonzalez, 2025). Für Singapur zeigt eine Studie, dass Kinder von Vätern, die 
eine zweiwöchige oder längere Auszeit nahmen, bessere schulische Leistungen zeigen (Li & 
Yeung, 2025).  

Fazit: Insgesamt ergibt sich ein differenziertes Bild. Während kurze bis mittlere Auszeiten po-
sitive Effekte auf die Entwicklungschancen von Kindern entfalten können, zeigen sich bei lan-
gen Urlaubsdauern keine oder teilweise sogar negative Wirkungen. Die Beteiligung von Vätern 
kann hingegen eine positive Rolle spielen, insbesondere bei ausgewogener Betreuung und 
bei einem Bildungsgefälle zwischen Vater und Mutter. 

5.2.3 Fertilität 

Die empirische Evidenz zu den Auswirkungen auf die Fertilität deutet auf einen geringen Effekt 
hin, der stark von der konkreten Ausgestaltung der Massnahmen sowie von der betroffenen 
Bevölkerungsgruppe abhängt. 

Für Österreich zeigen Lalive und Zweimüller (2009), dass eine Reform von 1991, die die El-
ternzeit bei niedrigen Leistungen verlängerte, kurzfristig zu einem Anstieg der Geburtenrate 
um rund 12 zusätzliche Kinder pro 100 Frauen führte. Eine spätere Analyse derselben Reform 
kommt jedoch zum Schluss, dass sich über einen längeren Zeitraum keine stabilen Effekte auf 
die Fertilität nachweisen lassen (Danzer et al., 2022). Auch für Norwegen finden Dahl et al. 
(2016) keine Auswirkungen einer Ausweitung des Mutterschaftsurlaubs auf die Geburtenrate. 
Der länderübergreifende Übersichtsartikel von Olivetti und Petrongolo (2017) bestätigt dieses 
Bild der vernachlässigbaren Auswirkungen.  

Für die Schweiz zeigt die Studie von Girsberger et al. (2023) ein heterogenes Bild: Bei Frauen 
ohne vorherigen Mutterschutz hatte die Reform keinen Effekt. Bei bereits abgesicherten 
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Frauen stieg hingegen die Wahrscheinlichkeit eines zweiten Kindes um drei Prozentpunkte. 
Besonders gemischte Ergebnisse zeigen sich für Deutschland. Die Elterngeldreform von 2007 
wirkte je nach Einkommen unterschiedlich: Bei Müttern mit Hochschulabschluss stieg die Fer-
tilität, während sie bei einkommensschwächeren Müttern zurückging, da diese zu den Gewin-
nerinnen beziehungsweise Verliererinnen der Reform zählten (Raute, 2019; Cygan-Rehm, 
2016). Eine Verlängerung des Elternurlaubs in Norwegen im Jahr 1992 führte zu einem An-
stieg der Anzahl der Kinder um 1,6 % (Dahl et al., 2016).  

Die Einführung eines vierwöchigen Vaterschaftsurlaubs in Norwegen hat keinen Effekt auf die 
Anzahl der Kinder von Eltern gehabt, die von der Reform profitierten (Cools, Fiva & Kirkebøen, 
2015). Eine weitere Studie analysiert ebenfalls die Einführung des Vaterschaftsurlaubs in Nor-
wegen und in Schweden. Sie findet ebenfalls keinen Effekt auf alle Geburten, jedoch einen 
kleinen positiven Effekt auf Drittgeburten von schwedischen Vätern mit tiefem Einkommen 
(Duvander, Lappegård & Johansson, 2020). Für die Einführung eines zweiwöchigen Vater-
schaftsurlaubs in Spanien findet sich sogar eine Abnahme der Geburtenwahrscheinlichkeit 
(Farre & Gonzalez, 2019).  

Fazit: Insgesamt deuten die vorliegenden Studien darauf hin, dass Elternzeitregelungen die 
Fertilität kaum beeinflussen, wobei die jeweiligen Effekte von der konkreten Ausgestaltung der 
Leistungen sowie von Einkommen und Erwerbssituation der Eltern abhängen. 

5.2.4 Finanzielle Absicherung 

Wenn Eltern nach der Geburt eines Kindes ihre Erwerbsarbeit unterbrechen, stellt sich für 
Familien die Frage, wie sie ihr Einkommen sichern können. Elternzeitregelungen spielen dabei 
eine zentrale Rolle. So zeigt für die Schweiz eine Studie, dass Mütter mit Anspruch auf Mut-
terschaftsurlaub deutlich besser abgesichert waren als Frauen ohne Anspruch (Girsberger et 
al., 2023).  

Diese Absicherung ist jedoch stark von der Dauer des Elternschaftsurlaubs abhängig: Längere 
Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit können sich nachteilig auf die finanzielle Situation aus-
wirken. Für Deutschland schätzen Schönberg und Ludsteck (2007), dass sich eine Verlänge-
rung der Elternzeit noch bis zu acht Jahre nach der Geburt negativ auf die Löhne von Müttern 
auswirkt. Ejrnæs und Kunze (2013) schätzen den Einkommensverlust pro Jahr Erwerbsunter-
bruch auf 3 bis 5,7 Prozent. Die Wirkungen unterscheiden sich für die verschiedenen Einkom-
mensgruppen. Nach der deutschen Elterngeldreform von 2007 erzielten Mütter mit hohem 
Voreinkommen trotz längerer Erwerbsunterbrüche langfristig höhere Einkommen, vermutlich 
dank einer stärkeren Beteiligung der Väter. Bei Müttern mit niedrigem Voreinkommen zeigten 
sich solche positiven Effekte hingegen nicht (Frodermann, Wrohlich & Zucco, 2023). 

Fazit: Während Mutterschafts- und Elternzeitregelungen kurzfristige Einkommensverluste 
abfedern, können lange Erwerbsunterbrüche langfristig negative Lohnwirkungen haben. 
Diese Effekte sind jedoch nicht einheitlich, sondern unterscheiden sich nach dem Einkom-
men vor der Geburt.  

5.2.5 Chancengerechtigkeit 

Wie sich Elternzeit auf die schulischen Leistungen von Kindern auswirkt, kann von der sozialen 
und wirtschaftlichen Lage der Familie abhängen. Studien aus Österreich zeigen, dass eine 
Verlängerung des bezahlten Urlaubs von 12 auf 24 Monate insgesamt keinen messbaren Ef-
fekt auf spätere Testergebnisse hatte. Allerdings profitierten Kinder von höher gebildeten 
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Müttern, während sich für Kinder von Müttern mit niedrigerer Ausbildung teilweise sogar ne-
gative Effekte ergaben (Danzer & Lavy, 2018; Liu & Skans, 2010). Andere Analysen derselben 
Reform finden hingegen keine systematischen Unterschiede nach sozialem Hintergrund (Dan-
zer et al., 2022). 

Ein negativeres Bild ergibt sich bei den Vätern: In Schweden führte die Elternzeitreform von 
1995 zwar zu einer höheren Nutzung durch Väter, hatte aber unbeabsichtigte Verteilungswir-
kungen. Für die meisten Kinder änderte sich wenig, jedoch verschlechterten sich die Leistun-
gen von Knaben, deren Väter keinen Hochschulabschluss hatten (Avdic et al., 2023). Ähnliche 
Befunde gibt es für Spanien, wo Kinder aus sozioökonomisch schwächeren Familien schlech-
tere Entwicklungsverläufe zeigten, wenn sie verstärkt von ihren Vätern betreut wurden (Farré 
et al., 2025). 

Fazit: Es gibt Hinweise darauf, dass längere Elternurlaube nicht für alle Kinder gleichermassen 
wirken. Mehrere Studien zeigen, dass während der Elternzeit der Einfluss des familiären Um-
felds auf die schulischen Leistungen zunimmt. Vor diesem Hintergrund kann ein Ausbau dazu 
beitragen, bestehende Unterschiede eher aus- als abzubauen. 

  

Zusammenfassend zeigt sich: 

 Arbeitsmarktbeteiligung: Ein Mutterschaftsurlaub von 4 bis 7 Monaten erhöht die Ar-
beitsmarktteilnahme der Mütter; längere Urlaubszeiten wirken hingegen negativ. Die 
Elternzeit reduziert die Einkommensunterschiede zwischen den Eltern langfristig 
nicht. Entscheidend für eine kurzfristig höhere Beteiligung der Väter sind reservierte 
(„Väterquoten“-)Monate. 

 Humankapital der Kinder: Kurze Elternzeiten (einige Monate) wirken positiv auf die 
kindliche Entwicklung. Werden die Elternurlaube jedoch sehr lang, zeigen Studien 
zunehmend negative Effekte auf die Leistungen der Kinder. 

 Fertilität: Die nachgewiesenen Auswirkungen auf die Fertilität sind insgesamt gering 
und unterscheiden sich für die verschiedenen Gruppen. 

 Finanzielle Absicherung: Die bezahlten Auszeiten verbessern die Absicherung kurz 
nach der Geburt; längere Abwesenheiten am Arbeitsmarkt reduzieren die langfristi-
gen Einkommen, insbesondere der Mütter. 

 Chancengerechtigkeit: Längere Urlaubszeiten können ungleiche Startvoraussetzun-
gen der Kinder zementieren. 
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5.3 Implikationen für die Schweizer Politik 

Mit der Einführung einer Elternzeit wird in der politischen Diskussion häufig die Erwartung ver-
bunden, dass eine ausgewogenere Aufteilung von Erwerbs- und Betreuungsarbeit die Gleich-
stellung fördern kann. Die internationale Forschung legt jedoch nahe, dass die Wirkungen von 
Mutterschafts-, Vaterschafts- und Elternzeitregelungen vor allem kurzfristiger Natur sind: Sie 
tragen zur Stabilisierung der Erwerbsbeteiligung von Müttern bei und stärken die Beteiligung 
von Vätern in den Monaten nach der Geburt, während sich langfristig kaum Effekte zeigen. 
Für eine evidenzbasierte Politik gilt folglich: Elternzeitregelungen sollten mit realistischen Er-
wartungen eingeführt und ihre Ziele klar festgelegt werden. 

 

Dauer und Ausgestaltung 

Laut der internationalen Studienlage ist eine bezahlte Auszeit von maximal 4 bis 7 Monaten 
ideal, da sie die positiven Wirkungen auf Vereinbarkeit und Väterbeteiligung maximiert, ohne 
die Arbeitsmarktintegration und langfristige Lohnentwicklung der Mütter zu gefährden.  

Modelle mit längeren oder unbezahlten Phasen führen dagegen tendenziell zu negativen Ar-
beitsmarkteffekten und verstärken Einkommensunterschieden zwischen den Geschlechtern. 
Zudem kann sich eine zu lange Dauer negativ auf das Humankapital der Kinder auswirken 
und soziale Unterschiede verfestigen.  

Die Schweizer Regelung mit 14 Wochen Mutterschafts- und 2 Wochen Vaterschaftsurlaub 
liegt damit am unteren Rand des international als effizient geltenden Rahmens. Sie sichert 
den kurzfristigen Schutz nach der Geburt und erlaubt eine Rückkehr in den Beruf, ohne die 
Erwerbsbeteiligung dauerhaft zu beeinträchtigen. 

Eine Ausweitung über das bestehende System hinaus – etwa auf eine halbjährige Auszeit, die 
zwischen Mutter und Vater hälftig aufgeteilt wird – würde einerseits den Wünschen vieler El-
tern in der Schweiz entsprechen, die sich eine gleichere Verteilung wünschen. Andererseits 
würde sie gemäss der empirischen Evidenz keine substanziellen zusätzlichen Wirkungen 
entfalten, jedoch deutlich höhere Ausgaben verursachen. Für die Schweiz lässt sich aus der 
wissenschaftlichen Literatur kein empirisch begründeter Bedarf für eine umfassende Reform 
des bestehenden Modells ableiten. 

 

Väterbeteiligung: Anreize mit Augenmass 

Ein zentrales Ziel der Elternzeitdiskussion ist die stärkere Einbindung der Väter in die Betreu-
ung. Internationale Erfahrungen zeigen, dass reservierte Zeitanteile für Väter («Vätermo-
nate») die Beteiligung zwar kurzfristig erhöhen, diese Effekte aber nicht dauerhaft zu ei-
ner Angleichung von Erwerbsmustern oder Einkommen führen. 

Für die Schweiz erscheint daher ein pragmatischer Ansatz sinnvoll: Der Vaterschaftsurlaub 
fungiert bereits als eine klar definierte Väterquote. Man könnte sich höchstens überlegen, 
die Bezugsmöglichkeiten weiter zu flexibilisieren. Damit lässt sich die Nutzung durch Väter 
fördern, ohne den Charakter des bestehenden Systems grundlegend zu verändern. Ein um-
fassender Systemwechsel ist angesichts der entstehenden Mehrkosten und der begrenzten, 
überwiegend kurzfristigen Effekte nicht angezeigt. 
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Gesamtbewertung 

Die Gesamtevidenz spricht tendenziell gegen eine umfassende Ausweitung der Elternzeit 
über das bestehende Schweizer Modell hinaus. Dieses liegt bereits im international als effi-
zient geltenden Rahmen. Eine Ausweitung hätte kaum zusätzliche Wirkungen, wäre jedoch 
mit deutlich höheren Kosten verbunden. 

Die Elternzeit kann einen begrenzten, aber wertvollen Beitrag zur Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf leisten und kurzfristig die Beteiligung der Väter erhöhen. Sie ist jedoch kein Allheil-
mittel zur Lösung tieferliegender Gleichstellungs- oder Fertilitätsprobleme. 
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6 Subventionierte Kinderbetreuung: Investition oder Mitnah-
meeffekt? 

Nach der Betrachtung der Elternzeit wendet sich Kapitel 6 nun der familienexternen Kinderbe-
treuung zu – einem weiteren zentralen, aber politisch umstrittenen Bereich der Familienpolitik. 
Ziel ist erneut eine sachliche und wissenschaftliche Einordnung des Themas. Abschnitt 6.1 
skizziert die Situation in der Schweiz und ordnet sie international ein. Abschnitt 6.2 fasst die 
wissenschaftliche Evidenz zu den Wirkungen familienexterner Kinderbetreuung zusammen. 
Abschnitt 6.3 beleuchtet schliesslich Ansatzpunkte für Verbesserungen in der Schweiz. 

6.1 Ausgangslage in der Schweiz 

Familienergänzende Kinderbetreuung wird in der Schweiz breit genutzt. 2023 wurden rund 
zwei Drittel der Kinder ausserhalb der Familie betreut. Die Nutzung variiert stark regional: In 
Genf greifen 83,8 % der Haushalte mit Kindern unter 13 Jahren mindestens einmal pro Woche 
auf ein Betreuungsangebot zurück, im Kanton Thurgau sind es 63,0 %. Der schweizweite 
Durchschnitt liegt bei 74,3 % (BFS, 2024c). 

Abbildung 18 zeigt, dass Grosseltern vor allem bei der Betreuung von Kindern bis vier Jah-
ren eine zentrale Rolle spielen. Auch hier sind die kantonalen Unterschiede deutlich: In Thur-
gau nutzen 43,4 % der Haushalte Grosselternbetreuung, in Genf nur 28,3 %. Der schweiz-
weite Durchschnitt liegt bei 38,7 % (ebd.). Umgekehrt ist die institutionelle Betreuung in Genf 
stark verbreitet: 70,9 % der Kinder besuchen dort eine Kita oder schulergänzende Einrich-
tung, in Thurgau sind es lediglich 25 %. Der nationale Durchschnitt beträgt 44 % (ebd.). 

Abbildung 18: Kinder unter 13 Jahren, die fremdbetreut werden, nach Betreuungsform 
und Alter (2022)  

 

Quelle: BFS (2025h) 
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In der Schweiz gelten Familienangehörige weiterhin als wichtigste Betreuungspersonen für 
Kinder im Vorschulalter. In der ISSP-Befragung 2022 sprachen sich 61,8 % der Eltern dafür 
aus, dass primär Familienmitglieder die Betreuung übernehmen sollten. 15 % bevorzugten 
private Anbieter, 12,4 % staatliche Einrichtungen. Zehn Jahre zuvor war die Präferenz für fa-
miliale Betreuung noch deutlich stärker: 79,5 % nannten damals diese Option. 

Auch die Gründe für die Nichtnutzung institutioneller Kinderbetreuung, wie beispielsweise Kin-
dertagesstätten, sind aufschlussreich. 2021 gaben 78 % der Familien ohne institutionelle Be-
treuung an, dass sie keine derartige Betreuung benötigen. Für 11 % waren die Kosten zu hoch, 
8 % nannten fehlende Plätze, 3 % andere Gründe oder keine Angabe (Credit Suisse, 2021). 
Zudem ist die Nutzung sozial selektiv: Familien mit mittleren und hohen Einkommen nutzen 
institutionelle Betreuungsangebote deutlich häufiger als einkommensschwache Haushalte, die 
trotz Subventionen untervertreten bleiben (Stern et al., 2021).  

Die Finanzierung familienergänzender Betreuung liegt vor allem bei Kantonen und Gemein-
den. In den letzten Jahren wurde das Angebot an Kitas und schulergänzender Betreuung deut-
lich ausgebaut (SODK, 2024). Die öffentlichen Ausgaben betragen derzeit rund 265 Mio. Fran-
ken im Vorschulbereich und 133 Mio. Franken im schulergänzenden Bereich, insgesamt knapp 
489 Mio. Franken pro Jahr (ebd.) Zusätzlich bestehen steuerliche Abzüge für Fremd- und Ei-
genbetreuung, die in Kapitel 7 vertieft diskutiert werden. 

Zuständigkeiten und Finanzierung unterscheiden sich stark zwischen den Kantonen. In eini-
gen tragen die Gemeinden die Kosten allein, in anderen teilen sie sich die Finanzierung mit 
dem Kanton. In Genf, Waadt, Neuenburg, Freiburg und im Tessin beteiligen sich zusätzlich 
auch Arbeitgeber an den Kosten (Stern et al., 2021). 

Grundsätzlich lassen sich zwei Finanzierungsmodelle unterscheiden: 

1. Objektfinanzierung, bei der staatliche Mittel direkt an die Betreuungseinrichtungen 
fliessen, und 

2. Subjektfinanzierung, bei der Familien mittels Betreuungsgutscheinen oder Beiträgen 
unterstützt werden. 

In den meisten Kantonen entscheiden die Gemeinden über das Betreuungsmodell. Das führt 
zu grossen Unterschieden innerhalb und zwischen den Kantonen. Auch die Trägerschaft va-
riiert stark: In der Romandie ist ein hoher Anteil der Einrichtungen öffentlich, während in Ap-
penzell Innerrhoden und Ausserrhoden, Graubünden, Obwalden, Nidwalden, Schaffhausen, 
Schwyz, Thurgau, Uri und Zug ausschliesslich private Angebote bestehen (Stern et al., 2021). 

 

Die Schweiz im internationalen Vergleich  

Im internationalen Vergleich besuchen in der Schweiz deutlich weniger Kinder im Alter von 0 
bis 2 Jahren eine institutionelle Betreuung als in vielen europäischen Nachbarländern. Wäh-
rend in den Niederlanden oder in Frankreich bereits eine Mehrheit der Kleinkinder in einer 
Kindertagesstätte oder vergleichbaren Einrichtung betreut wird, ist der Anteil in der Schweiz 
deutlich geringer. Dies zeigt, dass die Betreuung in den ersten Lebensjahren hierzulande meist 
familiennah organisiert wird – etwa durch Eltern, Grosseltern oder andere Bezugspersonen. 
Auch bei den 3- bis 5-Jährigen liegt die Teilnahmequote an frühkindlicher Bildung und institu-
tioneller Betreuung unter dem Niveau vieler anderer europäischer Länder (vgl. Abbildung 19). 
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Abbildung 19: Anteil institutionell betreuter Kinder (2022)

 

Quelle: OECD (2025a) 
 

Zudem verbringen Kinder in der Schweiz, die institutionell betreut werden, im Schnitt weniger 
Stunden pro Woche in diesen Einrichtungen als Kinder im OECD-Durchschnitt (OECD, 
2025a). Das spricht dafür, dass institutionelle Betreuung hier meist kürzer angelegt ist und die 
familiäre Betreuung ergänzt, statt sie zu ersetzen. 

Ein weiterer zentraler Unterschied liegt in den Kosten. Die Schweiz gehört zu den wenigen 
europäischen Ländern, in denen Eltern den Grossteil der Ausgaben für externe Kinderbetreu-
ung selbst tragen. Abgesehen von Genf, Freiburg, Neuenburg und dem Tessin zahlen Eltern 
in allen Kantonen im Schnitt mehr als 50 % der Betreuungskosten. In den meisten europäi-
schen Ländern – etwa in Deutschland, Österreich, Frankreich, Luxemburg oder den nordi-
schen Staaten – übernimmt der Staat den Hauptteil der Finanzierung (Stern et al., 2021). Dort 
ist externe Kinderbetreuung häufig gesetzlich verankert oder Teil des Bildungssystems. 

Entsprechend sind die öffentlichen Ausgaben für frühkindliche Bildung und Betreuung in der 
Schweiz vergleichsweise niedrig. Im OECD-Durchschnitt fliessen 0,8 % des BIP in diesen Be-
reich, in der Schweiz rund 0,5 %. Schweden investiert zum Vergleich knapp 1,6 % (OECD, 
2025b). 
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Das Schweizer Modell führt im Ergebnis zu überdurchschnittlich hohen privaten Nettokosten, 
wobei deutliche Unterschiede zwischen Einkommensgruppen bestehen. Für Haushalte mit 
zwei Erwerbstätigen und einem gemeinsamen Einkommen von rund 167 % des Durchschnitts-
einkommens belaufen sich die Nettokosten auf etwa 25 % des Familieneinkommens – mehr 
als doppelt so viel wie im OECD-Durchschnitt (10 %). Bei einkommensschwächeren Haushal-
ten ist die Differenz geringer: Alleinerziehende mit rund 67 % des Durchschnittseinkommens 
geben in der Schweiz rund 11 % ihres Einkommens für Kinderbetreuung aus, gegenüber 6 % 
im OECD-Durchschnitt (OECD, 2025b). Zwar liegt die Schweiz damit auch in dieser Gruppe 
klar über dem OECD-Mittel, der relative Abstand ist jedoch deutlich kleiner als bei höheren 
Einkommen. 

Insgesamt zeigt sich: Die Schweiz weist im internationalen Vergleich hohe Nettokosten für 
Kinderbetreuung auf. Besonders stark belastet sind Haushalte mit höheren Einkommen, wäh-
rend die relative Belastung bei tieferen Einkommen geringer ist. Gleichzeitig nutzen einkom-
mensstarke Familien institutionelle Angebote häufiger, während einkommensschwächere 
Haushalte eher auf informelle Betreuung ausweichen. Dieses Muster findet sich auch in ande-
ren Ländern, macht aber deutlich, dass die Wahl der Betreuungsform nicht nur von den Kos-
ten, sondern ebenso von familiären und institutionellen Rahmenbedingungen geprägt ist (vgl. 
Schmutz, 2024). 

 

Aktuelle politische Diskussionen in der Schweiz 

Die familienergänzende Kinderbetreuung wird in der Schweiz seit 2003 über ein befristetes 
Impulsprogramm des Bundes gefördert. Ziel ist der Ausbau von Betreuungsplätzen sowie die 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf und mehr Chancengleichheit. Eine Evaluation 
des Bundesamts für Sozialversicherungen zeigt die Wirkung des Programms: Seit 2003 wur-
den 4’307 Gesuche bewilligt und damit 79’494 neue Betreuungsplätze geschaffen. Der Bund 
stellte dafür bislang rund 497 Mio. Franken bereit. Aktuell sind weitere 224 Gesuche für zu-
sätzlich 5’539 Plätze in Bearbeitung (BSV, 2025f). Das Parlament verlängerte das Impulspro-
gramm bis Ende 2026. Die Verlängerung dient als Übergang, bis eine dauerhafte gesetzliche 
Regelung greift (BSV, 2025f).  

Als Grundlage dieser dauerhaften Regelung verabschiedete das Parlament im Dezember 
2025 das Bundesgesetz über die Unterstützung der institutionellen familienergänzenden Kin-
derbetreuung (UKibeG). Zentrales Element ist eine Betreuungszulage von mindestens 100 
Franken pro Kind und Betreuungstag, unabhängig vom Erwerbsstatus der Eltern, auch für 
Eltern in Ausbildung. Ergänzend sind Programmvereinbarungen mit den Kantonen vorgese-
hen, unterstützt durch Bundesbeiträge von insgesamt 100 Mio. Franken über vier Jahre (BSV, 
2026).  

2022 wurde zudem die Kita-Initiative eingereicht. Sie fordert eine dauerhafte Beteiligung des 
Bundes an den Betreuungskosten sowie einen gesetzlichen Anspruch auf familienergänzende 
Betreuung. Ziel ist es, die hohe elterliche Kostenlast zu senken und die Chancengleichheit zu 
verbessern. Der Bundesrat lehnt die Initiative ab (Bundeskanzlei, 2025). Das aktuell vom Par-
lament erarbeitete Bundesgesetz über die familienergänzende Kinderbetreuung (UKibeG) gilt 
als indirekter Gegenvorschlag des Parlaments zur Initiative (BSV, 2026).  

Aktuell befindet sich das Bundesgesetz in der Differenzbereinigung und die Schlussabstim-
mung in den beiden Räten steht noch aus. Deswegen verlängerte das Parlament die 
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Behandlungsfrist der Kita-Initiative um ein Jahr bis zum 5. Januar 2027, um zusätzlichen Spiel-
raum für Verhandlungen zu schaffen (parlament.ch, 2025a). 

Es zeichnet sich ein strukturpolitischer Wandel ab: weg von befristeten Anschubfinanzierun-
gen hin zu einer dauerhaften, gesetzlich verankerten Bundesbeteiligung an der familiener-
gänzenden Kinderbetreuung. Damit würde die föderale Zuständigkeit neu justiert und die ex-
terne Kinderbetreuung stärker als Staatsaufgabe auf Bundesebene verankert. 
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6.2 Was sagt die Studienlage? 

Auch im Bereich der familienergänzenden Kinderbetreuung werden unterschiedliche wirt-
schafts- und gesellschaftspolitische Zielsetzungen verfolgt. Dazu zählen insbesondere die Er-
höhung der Erwerbsbeteiligung von Eltern – vor allem von Müttern –, die Förderung der kind-
lichen Entwicklung sowie eine Verbesserung der Chancengerechtigkeit. Die ökonomische und 
interdisziplinäre Forschungsliteratur erlaubt es, die Effekte öffentlicher Fördermassnahmen in 
diesem Bereich systematisch zu analysieren und gegeneinander abzuwägen. 

Zentral ist dabei die Unterscheidung zwischen verschiedenen Formen familienergänzender 
Betreuung, insbesondere zwischen institutioneller frühkindlicher Bildung und Betreuung (z. B. 
Kindertagesstätten), schulergänzender Betreuung sowie informellen Betreuungsarrange-
ments. Diese unterscheiden sich erheblich hinsichtlich der Qualität, der Zugänglichkeit, der 
Kostenstruktur und der potenziellen Wirkungen auf Eltern und Kinder, was in der empirischen 
Evidenz entsprechend berücksichtigt wird. 

Im Folgenden wird die empirische Evidenz zu familienergänzender Kinderbetreuung entlang 
von fünf Wirkungsdimensionen systematisch dargestellt. Darauf aufbauend diskutiert Kapitel 
6.3 Ansatzpunkte zur Weiterentwicklung der bestehenden Förderinstrumente in der Schweiz. 

6.2.1 Arbeitsmarktbeteiligung von Eltern 

Die internationale Forschung zeigt übereinstimmend: Der Ausbau und die Vergünstigung in-
stitutioneller Kinderbetreuung erhöhen die Erwerbstätigkeit von Müttern (vgl. z.B. Olivetti und 
Petrongolo, 2017). 

Die Effekte hängen jedoch stark vom Kontext ab, etwa vom Ausgangsniveau der Mütterer-
werbstätigkeit, den Betreuungskosten und der Qualität der Angebote (Morrissey, 2017; Olivetti 
& Petrongolo, 2017). Eine Metaanalyse von Morrissey (2017) kommt zum Ergebnis, dass die 
durchschnittlichen Effekte eher moderat sind: Eine Reduktion der Betreuungskosten um zehn 
Prozent erhöht die Erwerbsbeteiligung von Müttern im Schnitt um 0,5 bis 2,5 Prozent. In Län-
dern mit niedriger Müttererwerbsquote sind die Effekte deutlich stärker, während sie in Län-
dern mit bereits hoher Erwerbsbeteiligung geringer ausfallen (Havnes & Mogstad, 2011a).  

Für die Schweiz zeigen mehrere Studien, dass der Ausbau von Betreuungsplätzen die Er-
werbstätigkeit von Müttern messbar erhöht. Zusätzliche Krippenplätze mindern Einkommens-
einbussen nach der Geburt und steigern die Erwerbsquote von Müttern. Gleichzeitig reduzie-
ren viele Väter ihr Arbeitspensum leicht, sodass der Effekt auf das Haushaltseinkommen ins-
gesamt gering bleibt (Krapf et al., 2020). Weitere Studien zeigen einen leichten Anstieg der 
Erwerbspensen der Mütter, vor allem bei Teilzeitstellen mit 20 bis 36 Wochenstunden (Ravaz-
zini, 2017). Eine Studie aus Deutschland kommt zum gleichen Resultat (Müller & Wrohlich, 
2020). 

Auch Umfragen und Modellrechnungen bestätigen diese Muster. In einem Experiment mit El-
tern in Bern gaben Mütter an, bei einer Senkung der Betreuungskosten um 25 % im Schnitt 
rund zwei Stunden pro Woche mehr arbeiten zu wollen, besonders Frauen mit tieferem Ein-
kommen (Zangger et al., 2021). Simulationen zeigen zudem, dass einkommensabhängige Be-
treuungsgutscheine die Nachfrage nach Betreuungsplätzen vor allem bei mittleren und tiefen 
Einkommen um etwa 10 bis 20 % erhöhen würden (Jeanrenaud et al., 2019). Evidenz aus 
Luxemburg zeigt, dass Mütter infolge der Ausweitung von Betreuungsmöglichkeiten ihr Ar-
beitspensum um eine Stunde pro Woche erhöhen und ihre Arbeitsmarktbeteiligung um 3 
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Prozentpunkte ansteigt (Bousselin, 2022). Für die Einführung von Betreuungssubventionen in 
Frankreich zeigen sich ebenfalls moderate positive Effekte (Givord & Marbot, 2015). Eine Si-
mulationsstudie aus Norwegen zeigt im Gegensatz dazu sogar negative Arbeitsmarkteffekte 
infolge der Einführung von Kita-Vergünstigungen (Vattø & Østbakken, 2024). 

Ähnliche Ergebnisse zeigen sich bei der schulergänzenden Betreuung: Zusätzliche Plätze er-
höhen die Erwerbsquote insgesamt kaum, führen aber dazu, dass Mütter häufiger ihr Pensum 
auf Vollzeit ausweiten (Felfe, Lechner & Thiemann, 2016).  

Wie stark solche Massnahmen wirken, hängt vom gesellschaftlichen und institutionellen Kon-
text ab. In Ländern mit niedriger Müttererwerbsquote erleichtern tiefere Preise und zusätzliche 
Plätze vor allem den Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt. In Ländern mit hoher Erwerbsbetei-
ligung führen sie eher zu längeren Arbeitszeiten (Gelbach, 2002; Brewer et al., 2022). Dabei 
ist die tatsächliche Inanspruchnahme der Subventionierung jedoch ebenfalls zentral, um die 
Effizienz und Effektivität der Bezuschussungen zu beurteilen. So profitieren beispielsweise in 
der Schweiz bislang vor allem mittlere und höhere Einkommensgruppen von subventionierten 
Plätzen, während einkommensschwächere Familien seltener erreicht werden (Stern et al., 
2016; Ecoplan, 2023). 

Studien zeigen zudem, dass einkommensabhängige und familienorientierte Zuschüsse wirk-
samer sind als pauschale Subventionen. Sie verbessern die Arbeitsanreize für Zweitverdiener 
und begrenzen Mitnahmeeffekte (Glomm & Meier, 2020; Ho & Pavoni, 2020). Simulationen für 
den Kanton Luzern bestätigen, dass ein gleitendes Gutscheinmodell die Nachfrage nach Be-
treuungsplätzen vor allem bei mittleren und tiefen Einkommen erhöht und deren finanzielle 
Belastung deutlich senkt (Jeanrenaud et al., 2019). 

Eine Studie aus Deutschland zeigt, dass der Zugang zu externer Kinderbetreuung für Familien 
mit tiefem sozioökonomischem Status die Arbeitsmarktbeteiligung der Mütter um 9 Prozent-
punkte, das Haushaltseinkommen um 10 % und die Einkommen der Mütter um 22 % erhöht 
(Hermes et al., 2025).  

Allerdings bleibt die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung weitgehend bestehen. Langfristige 
Studien, etwa für Österreich, zeigen, dass selbst umfangreiche Investitionen in Kinderbetreu-
ung und Elternzeit die Einkommensunterschiede zwischen Müttern und Vätern kaum verrin-
gern (Kleven et al., 2025). 

Fazit: Insgesamt zeigt sich: Der Ausbau und die Vergünstigung institutioneller Kinderbetreu-
ung können die Erwerbstätigkeit von Müttern erhöhen und damit Einkommenseinbussen nach 
der Geburt dämpfen. Die Effekte sind allerdings mehrheitlich moderat. Kinderbetreuungspolitik 
wirkt damit vor allem über eine stärkere Arbeitsmarktintegration von Müttern. Wie stark sie 
greift, hängt wesentlich von der bestehenden Erwerbsbeteiligung von Frauen und von kultu-
rellen Rollenbildern ab. Ausserdem drohen Mitnahmeeffekte, weil oftmals gerade mittlere und 
höhere Einkommen in den Genuss der Subventionierung kommen. 

6.2.2 Humankapital der Kinder 

Die internationale Evidenz zu den Auswirkungen institutioneller Kinderbetreuung auf die kind-
liche Entwicklung ist umfangreich, aber keineswegs eindeutig. 

Zahlreiche Studien aus verschiedenen Ländern finden positive Effekte auf die weitere schuli-
sche und berufliche Entwicklung der Kinder. So führte beispielsweise in Argentinien der Aus-
bau vorschulischer Betreuung zu besseren Testergebnissen, insbesondere in ländlichen und 
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einkommensschwachen Regionen (Berlinski et al., 2008). Für die Schweiz und Deutschland 
finden Felfe und Lalive (2014) insgesamt positive Effekte früher Kitabesuche vor dem dritten 
Lebensjahr auf Sprache, Motorik und Schulreife, wobei die Effekte je nach familiärem Hinter-
grund variieren. Eine Studie aus Norwegen analysiert die langfristigen Effekte vergünstigter 
Kinderbetreuung und findet einen positiven Effekt auf Bildungsweg und Arbeitsmarktbeteili-
gung der Kinder. Zudem sind die fremdbetreuten Kinder später weniger auf Sozialleistungen 
angewiesen (Havnes & Mogstad, 2011b).  

Gleichzeitig weisen andere Studien auf mögliche Belastungen hin: Ganztägige Betreuung 
kann mit geringerem subjektivem Wohlbefinden einhergehen (Felfe & Zierow, 2018). Daten 
aus dem Zürcher z-proso-Projekt zeigen, dass ein hoher Umfang früher Fremdbetreuung mit 
mehr Aggressivität und Aufmerksamkeitsproblemen verbunden sein kann, wobei familiäre 
Faktoren zentral sind (Averdijk et al., 2011). Eine Folgestudie legt nahe, dass solche frühen 
Verhaltensmuster später mit problematischem Verhalten im Jugendalter korrelieren (Averdijk 
et al., 2019). 

Internationale Übersichtsarbeiten unterstreichen, dass die Effekte stark von der Qualität der 
institutionellen Betreuung abhängen. Eine Metaanalyse von 30 natürlichen Experimenten 
zeigt, dass universelle Programme sehr unterschiedliche Wirkungen entfalten, während quali-
tativ hochwertige Angebote konsistent positive Effekte erzielen – besonders für Kinder aus 
einkommensschwachen Haushalten (van Huizen & Plantenga, 2018). Gleichzeitig weisen 
mehrere Studien auf Risiken sehr früher oder sehr langer Betreuungszeiten hin, die mit un-
günstigen kognitiven oder nicht-kognitiven Effekten verbunden sein können (Bernal, 2008; 
Herbst, 2012; Lefebvre et al., 2008; Ruhm, 2004; Waldfogel et al., 2002). Ergänzend zeigen 
physiologische Studien erhöhte Cortisolwerte bei Kindern in Kitas, was auf Stressbelastungen 
hindeutet (Drugli et al., 2018). 

Für die Schweiz liegt inzwischen Evidenz zu den jüngsten, bundesfinanzierten Ausbauschrit-
ten vor. Diese zeigt, dass die zusätzlichen Betreuungsplätze für die Mehrheit der Kinder keine 
messbaren Effekte auf die Bildungslaufbahnen im ersten Primarschulzyklus hatten. Für Kinder 
mit Migrationshintergrund senkte der Kitabesuch hingegen die Wahrscheinlichkeit einer Klas-
senwiederholung um bis zu sieben Prozentpunkte (SKBF, 2023). 

Auch theoretische Modelle analysieren explizit die Wirkungen von Subventionen auf die kind-
liche Entwicklung. Sie zeigen, dass einkommensabhängige Zuschüsse wirksamer sind als 
pauschale Zahlungen, weil sie Investitionen in frühe Bildung und Förderung gerade in ressour-
censchwachen Familien stärker erhöhen (Glomm & Meier, 2020; Ho & Pavoni, 2020). Struk-
turelle Modelle belegen zudem, dass Kinder aus einkommensschwachen und alleinerziehen-
den Haushalten besonders profitieren: Ihre Lern- und Entwicklungsinvestitionen reagieren 
überdurchschnittlich stark auf sinkende Betreuungskosten, was zu grösseren Entwicklungsge-
winnen führt (Moschini, 2023). 

Fazit: Die Literatur zeichnet ein differenziertes Bild. Frühkindliche Betreuung kann Bildungs- 
und Entwicklungschancen verbessern, vor allem für Kinder aus weniger förderlichen familiären 
Umfeldern. Positive Effekte sind jedoch nicht pauschal zu erwarten. Entscheidend sind die 
Qualität der Angebote, das Einstiegsalter, der Umfang der Betreuung und der tatsächliche 
Zugang zu diesen Angeboten. 
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6.2.3 Fertilität 

Ob Kinderbetreuungspolitik die Geburtenrate beeinflusst, ist gut erforscht. Ein zentrales Er-
gebnis lautet, dass verlässliche und bezahlbare Betreuungsangebote die Fertilität leicht erhö-
hen können. Eine vergleichende Studie findet einen positiven Effekt der Ausgaben für externe 
Kinderbetreuung auf die Fertilität (Olivetti und Petrongolo, 2017). Für Deutschland zeigt eine 
quasi-experimentelle Studie, dass der Ausbau der Betreuung für unter Dreijährige zu einem 
statistisch signifikanten, aber moderaten Anstieg der Geburtenrate führte (Bauernschuster et 
al., 2016). In Schweden stiegen die Geburtenraten nach Einführung einer Gebührenober-
grenze, die die Kosten für Eltern deutlich senkte (Mörk et al., 2013). Beide Studien zeigen, 
dass Kapazität und Kosten zusammenwirken: Angebotsausweitungen ohne finanzielle Entlas-
tung haben deutlich schwächere oder keine Effekte. Eine Verbesserung der lokalen Verfüg-
barkeit von externer Kinderbetreuung erhöhte ebenfalls nachweislich Erstgeburten in Belgien 
(Woods & Neels, 2019). Die Verfügbarkeit von externer Kinderbetreuung erhöhte auch in Nor-
wegen die Wahrscheinlichkeit eines ersten Kindes, wobei die Effekte für Eltern unter 25 Jahren 
am stärksten sind (Rindfuss et al., 2007). Die Wahrscheinlichkeit von weiteren Kindern erhöhte 
sich bei den 35-Jährigen, wobei der Effekt am stärksten für Zweit- und Drittgeburten ist (Rind-
fuss et al., 2010).  

Auch strukturierte Modellierungen liefern wichtige Einsichten. Ein dynamisches Simulations-
modell zeigt, dass Kinderbetreuungssubventionen die Fertilität im Durchschnitt kaum verän-
dern. Zusätzliche Geburten treten vor allem bei hochgebildeten, bislang kinderlosen Frauen 
auf (Haan & Wrohlich, 2011).  

Neuere Studien betonen die Rolle des institutionellen und gesellschaftlichen Umfelds. Für 
Deutschland zeigt sich, dass der Ausbau der Kinderbetreuung die Wahrscheinlichkeit weiterer 
Geburten erhöhte, mit deutlich stärkeren Effekten in West- als in Ostdeutschland (Scherer et 
al., 2023). In Ländern mit bereits gut ausgebauter Betreuung und hoher Müttererwerbsquote 
bleiben die Effekte auf die Fertilität dagegen meist gering.  

Die jüngere Literatur zeigt einen Wandel im Zusammenhang zwischen Erwerbstätigkeit und 
Familiengründung. Während weibliche Erwerbstätigkeit früher oft mit geringerer Kinderzahl 
einherging, ist dieser Zusammenhang in vielen wohlhabenden Ländern heute neutral oder so-
gar positiv. Entscheidend ist weniger die blosse Verfügbarkeit von Betreuungsplätzen als die 
tatsächliche Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Doepke et al., 2023). Neben institutionellen 
Faktoren wie Betreuungsinfrastruktur und Arbeitsmarktflexibilität spielen auch innerfamiliäre 
Rollenbilder eine zentrale Rolle: Übernehmen Väter mehr Betreuungsarbeit, steigt die Wahr-
scheinlichkeit weiterer Geburten.  

Diese Ergebnisse werden auch durch eine neue Studie der Nobelpreisträgerin Goldin (2025) 
bestätigt. Sie zeigt, dass in Ländern mit heute sehr niedriger Fertilität rapides Wirtschafts-
wachstum nach jahrzehntelanger Stagnation auf starre soziale Normen traf – mit entsprechen-
den Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit, was generations- und geschlechterspezifische 
Konflikte auslöste, die den Geburtenrückgang beschleunigten. 

Fazit: Insgesamt zeigt sich, dass verlässliche und bezahlbare Kinderbetreuung die Geburten-
rate moderat erhöhen kann, insbesondere wenn Preissenkungen und ein Ausbau der Kapazi-
täten mit Rahmenbedingungen einhergehen, die eine tatsächliche Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ermöglichen. Reformstudien belegen solche Effekte (Bauernschuster et al., 2016; 
Mörk et al., 2013; Scherer et al., 2023), während Modellanalysen zeigen, dass sie heterogen 
sind und vor allem bestimmte Gruppen betreffen. Entscheidend ist letztlich, ob sich auch die 
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innerfamiliären Rollenbilder verändern: Ohne eine partnerschaftliche Aufteilung von Erwerbs- 
und Betreuungsarbeit bleibt der Einfluss familienpolitischer Instrumente auf die Geburtenrate 
begrenzt. 

6.2.4 Finanzielle Absicherung 

Bezahlbare Kinderbetreuung kann die finanzielle Situation von Familien über zwei Kanäle ver-
bessern. Erstens erhöht sie das Arbeitsangebot, indem sie insbesondere Alleinerziehenden 
und Zweitverdienenden ermöglicht, ihr Erwerbspensum auszuweiten und ihr Einkommen zu 
steigern (vgl. Kapitel 6.2.1). Zweitens entlasten tiefere Gebühren oder Subventionen das 
Haushaltsbudget direkt. Beide Effekte können das Armutsrisiko von Familien senken. Interna-
tionale Studien zeigen, dass subventionierte Kinderbetreuung die Armutsquote reduziert, so-
fern die Arbeitsanreize für einkommensschwache Haushalte erhalten bleiben (Brewer & 
Cattan, 2017; Hufkens et al., 2019). 

Studien aus den USA zeigen zudem, dass eine stabile Nutzung von Betreuungssubventionen 
mit höheren Einkommen und geringerer materieller Not einhergeht. Umgekehrt erhöht eine 
instabile oder unterbrochene Förderung das Risiko finanzieller Belastungen wie Zahlungsrück-
stände oder Wohnunsicherheit (Kim & Henly, 2021).  

Auch hier gilt jedoch: Die armutsreduzierenden Wirkungen lassen sich nur entfalten, wenn die 
Angebote auch insbesondere von tiefen Einkommen genutzt werden. 

Fazit: Gesamthaft zeigt die Evidenz, dass subventionierte Kinderbetreuung die finanzielle Ab-
sicherung von Familien stärken kann, sofern sie gezielt ausgestaltet ist und die Erwerbsan-
reize – insbesondere für Zweitverdienende – erhalten bleiben. Die grössten relativen Einkom-
mensgewinne erzielen Alleinerziehende und Haushalte mit tiefem Einkommen. Auf Haushalts-
ebene können die Gesamteffekte jedoch teilweise durch Anpassungen im Erwerbspensum der 
Väter abgeschwächt werden (vgl. Kapitel 6.2.1). 

6.2.5 Chancengerechtigkeit 

Frühkindliche Investitionen gelten als besonders wirksam, um soziale Ungleichheiten im Bil-
dungserfolg zu verringern. Qualitativ hochwertige Betreuung kommt zwar allen Kindern zu-
gute, entfaltet ihre stärksten Effekte jedoch bei Kindern aus sozioökonomisch benachteiligten 
Familien (Esping-Andersen, 2008; Havnes & Mogstad, 2015). Die grössten Zugewinne entste-
hen dort, wo Kinder ohne externe Betreuung nur geringe Entwicklungsanreize hätten (Corne-
lissen et al., 2018; Felfe et al., 2015). Evidenz aus Norwegen zeigt, dass frühkindliche Betreu-
ung die intergenerationale Ungleichheit messbar reduziert (Drange & Havnes, 2019; Havnes 
& Mogstad, 2015). Für Deutschland und die Schweiz finden sich ebenfalls positive Effekte 
früher Krippenbesuche auf Sprache, Motorik und Schulreife, insbesondere bei Kindern aus 
bildungsfernen Familien (Felfe & Lalive, 2014). 

Besonders starke und dauerhafte Wirkungen zeigen gezielte Programme für benachteiligte 
Kinder. Randomisierte Langzeitstudien wie das Perry Preschool Project oder das Abecedarian 
Program belegen nachhaltige Verbesserungen der Bildungs- und Lebenschancen von Kindern 
aus schwierigen Verhältnissen (Carneiro & Heckman, 2003). Neuere Ergebnisse unterstrei-
chen, dass qualitativ hochwertige, gezielt ausgerichtete Frühförderung hohe gesellschaftliche 
Erträge erzielt, weil sie Entwicklungsdefizite früh und wirksam reduziert (ebd.). Meta-Analysen 
bestätigen dieses Muster: Universelle Programme erzielen breitere, aber meist kleinere 
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Effekte, während gezielte Angebote deutlich grössere Fortschritte bei benachteiligten Kindern 
bewirken (van Huizen & Plantenga, 2018). 

Auch in den USA zeigen sich positive Effekte frühkindlicher Betreuung vor allem für Kinder 
aus benachteiligten Familien (Fitzpatrick, 2008). Für Norwegen belegen Zuteilungslotterien 
von Krippenplätzen im Alter von ein bis zwei Jahren Verbesserungen in Sprache und Mathe-
matik, insbesondere bei Kindern aus einkommensschwächeren Haushalten (Drange & Ha-
vnes, 2019). Ähnliche Ergebnisse finden sich für Deutschland: Kinder aus bildungsfernen Fa-
milien profitieren deutlich stärker als Kinder aus ressourcenstarken Haushalten (Cornelissen 
et al., 2018; Felfe et al., 2015). 

Unklar bleibt jedoch, ob diese Kinder die Angebote tatsächlich häufiger genutzt haben. Inter-
nationale Studien zeigen vielmehr, dass gerade jene Kinder, die am meisten profitieren wür-
den, oft den geringsten Zugang zu Betreuungsplätzen haben (Cornelissen et al., 2018). Neu-
ere experimentelle Evidenz aus Deutschland belegt zudem, dass nicht nur die Kosten ent-
scheidend sind: Auch Informationsdefizite und komplexe Anmeldeverfahren stellen zentrale 
Hürden dar. Wird der Anmeldeprozess vereinfacht, steigt die Wahrscheinlichkeit eines Betreu-
ungsplatzes für Kinder aus einkommensschwachen Familien deutlich (Hermes et al., 2025). 

Vergleichende Studien zeigen zudem, dass externe Kinderbetreuung die Rolle der Familie 
nicht ersetzt. Selbst in Dänemark, mit einem stark ausgebauten Betreuungs- und Bildungssys-
tem, bleibt der familiäre Hintergrund ein zentraler Faktor für den Bildungserfolg (Landersø & 
Heckman, 2017; Heckman & Landersø, 2022). Das bedeutet jedoch nicht, dass staatliche För-
derung wirkungslos ist. Vielmehr zeigt die Evidenz, dass die grössten Erfolge dort erzielt wer-
den, wo qualitativ hochwertige Betreuung mit Massnahmen kombiniert wird, die elterlichen 
Investitionen in die frühe Bildung stärken. 

Fazit: Insgesamt zeigen die Befunde, dass Kindertagesstätten und frühkindliche Programme 
einen wichtigen Beitrag zur Chancengerechtigkeit leisten können, insbesondere wenn sie 
qualitativ hochwertig sind und benachteiligte Kinder erreichen (Björklund & Salvanes, 2011). 
Gleichzeitig bleibt die Familie ein zentraler Faktor für die kindliche Entwicklung. Politik entfal-
tet das grösste Wirkungspotenzial, wenn sie Betreuung und familiäre Förderung gemeinsam 
stärkt und verzahnt. Eine zentrale Herausforderung bleibt, dass gerade jene Kinder, die am 
meisten profitieren würden, die institutionellen Betreuungsangebote weniger nutzen. 
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Zusammenfassend zeigt sich: 

 Arbeitsmarktbeteiligung: Die Förderung der externen Kinderbetreuung erhöht die 
Arbeitsmarktbetreuung der Mütter. In den meisten Studien zeigen sich moderate 
Effekte. Diese moderaten Effekte werden ausserdem teilweise durch die Pensen-
reduktion der Väter kompensiert. 

 Humankapital der Kinder: Qualität, Eintrittsalter, Umfang der Inanspruchnahme und 
Zugang entscheiden, wie sich die externe Betreuung auf das Humankapital der 
Kinder auswirkt.  

 Fertilität: Die Kinderanzahl erhöht sich moderat infolge einer guten Auswahl an ex-
ternen Betreuungsangeboten. Allerdings sind die innerfamiliären Rollenbilder ent-
scheidend für die Wirkung der Subventionen. 

 Finanzielle Absicherung: Die Wirkung auf die finanzielle Absicherung ist stark von 
den zu erwartenden Arbeitsmarkteffekten und der Inanspruchnahme der Subven-
tionen durch tiefe Einkommen abhängig. 

 Chancengerechtigkeit: Von qualitativ hochwertigen Betreuungsangeboten profitie-
ren benachteiligte Kinder besonders. Die Förderung des Zugangs zu diesen Ange-
boten kann die Chancengerechtigkeit verbessern. In der Schweiz sind es genau 
diese Kinder, welche diese weniger nutzen.  
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6.3 Implikationen für die Schweizer Politik 

Die Förderung der Kinderbetreuung verfolgt mehrere Ziele: bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, finanzielle Entlastung der Eltern und mehr Chancengerechtigkeit für Kinder. Die 
internationale Forschung zeigt jedoch, dass diese Ziele nur teilweise gleichzeitig erreicht wer-
den. Qualitativ hochwertige und gut zugängliche Betreuung erhöht zwar das Arbeitsangebot 
von Müttern moderat, die Effekte auf das Haushaltseinkommen bleiben aber begrenzt, da Vä-
ter ihr Pensum oft leicht reduzieren. Für Kinder aus sozial benachteiligten Familien ist institu-
tionelle Betreuung besonders wirksam, sofern sie hochwertig und bezahlbar ist. Allerdings 
zeigt sich für die Schweiz: Die Angebote werden vor allem von Haushalten mit mittleren und 
hohen Einkommen genutzt. 
 
Zielklarheit und Effizienz 

Subventionierte Kinderbetreuung kann wirksam sein, wenn sie klar auf sozialpolitische und 
arbeitsmarktpolitische Ziele ausgerichtet ist. Sie erhöht die Erwerbstätigkeit von Müttern 
moderat, führt jedoch kaum zu einer spürbaren Steigerung des Haushaltseinkommens, 
da Väter ihr Arbeitspensum häufig leicht reduzieren. Die Literatur zeigt zudem, dass ein gutes 
Angebot an externer Kinderbetreuung, dass die Eltern bei einer gleichmässigen Aufteilung von 
Beruf und Familie unterstützt, die Fertilitätsrate leicht erhöhen kann.  

Breite, pauschale Subventionen führen allerdings häufig sogar zu einer Umverteilung von 
unten nach oben, da einkommensstarke Familien die Angebote überproportional nutzen. 
Zielführender sind gezielte Unterstützungen für einkommensschwache Haushalte und Kin-
der mit erhöhtem Förderbedarf. Forschungsergebnisse betonen darüber hinaus, dass institu-
tionelle Betreuung die familiäre Erziehung nicht ersetzt, sondern ergänzt – eine erfolgreiche 
Politik stärkt daher sowohl die Qualität der Einrichtungen als auch die Ressourcen der Fa-
milien. 

Subsidiarität und regionale Verantwortung 

Die Nachfrage nach Kinderbetreuung variiert stark zwischen Regionen und Bevölkerungsgrup-
pen. In Städten wie Genf werden über zwei Drittel der Kinder institutionell betreut, in ländlichen 
Kantonen wie Thurgau nur rund ein Viertel. Einheitliche Bundeslösungen werden diesen Un-
terschieden kaum gerecht. Effizienter ist eine dezentrale Organisation, bei der Gemeinden und 
Kantone Angebot, Finanzierung und Ausgestaltung verantworten. So lassen sich lokale Be-
dürfnisse besser berücksichtigen und Transparenz sowie Effizienz erhöhen. Eine gut ausge-
baute Betreuungsinfrastruktur kann zudem ein Standortvorteil im Wettbewerb um Fachkräfte 
sein. 

Finanzierungsmechanismen 

Einkommensabhängige Betreuungsgutscheine auf Gemeindeebene gelten als besonders ef-
fiziente Förderform. Sie erhöhen die Wahlfreiheit der Eltern, stärken den Wettbewerb zwischen 
Anbietern und erreichen gezielt Familien, die institutionelle Betreuung sonst kaum nutzen wür-
den. Entscheidend ist ein gleitender Einkommensverlauf der Zuschüsse, einfache und nieder-
schwellige Verfahren sowie die freie Einsetzbarkeit der Gutscheine. Solche Modelle begren-
zen Mitnahmeeffekte, verbessern die Erwerbsanreize für Zweitverdienende und erhöhen die 
soziale Treffsicherheit der Förderung. 
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Gesamtbewertung 

Subventionierte Kinderbetreuung kann die Erwerbstätigkeit von Müttern moderat erhöhen 
und die Chancen von Kindern aus benachteiligten Haushalten verbessern – vorausgesetzt, 
sie ist qualitativ hochwertig, gezielt ausgestaltet und sozial treffsicher. Die Gesamteffekte auf 
das Haushaltseinkommen bleiben jedoch begrenzt, da Väter ihr Arbeitspensum häufig 
leicht reduzieren. Breite, pauschale Subventionen sind daher wenig effizient und können so-
gar regressive Verteilungseffekte erzeugen, weil die institutionelle Kinderbetreuung mehr-
heitlich von Gutverdienern in Anspruch genommen wird.  

Die internationale Erfahrung spricht für einkommensabhängige, dezentral organisierte För-
dermodelle mit klarem Fokus auf Familien mit tieferen Einkommen. Bundeslösungen sind 
aufgrund der regional unterschiedlichen Bedürfnisse nur begrenzt zielführend. 
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7 Staatliche Familienunterstützung: Steuerliche Abzüge statt 
pauschaler Zulagen 

Zum Abschluss widmen wir uns der staatlichen Familienunterstützung, in Form von Zulagen 
und steuerlichen Entlastungen. Diese bilden einen zentralen Pfeiler der Schweizer Familien-
politik. Dabei wenden wir das gleiche Vorgehen an wie in den vorherigen zwei Kapiteln. Zu-
nächst wird die Ausgangslage in der Schweiz dargestellt (Kapitel 7.1). Anschliessend wird die 
internationale empirische Evidenz zu den Wirkungen systematisch aufgearbeitet (Kapitel 7.2). 
Darauf aufbauend werden Ansatzpunkte für eine Weiterentwicklung der familienpolitischen In-
strumente in der Schweiz diskutiert (Kapitel 7.3).  

7.1 Ausgangslage in der Schweiz 

Die Familienpolitik der Schweiz setzt im internationalen Vergleich stärker auf materielle Leis-
tungen als auf staatliche Dienstleistungen. So entfällt rund die Hälfte der familienpolitischen 
Ausgaben auf direkte Transferleistungen, wie in Kapitel 2 beschrieben. Ziel dieser Instrumente 
ist, Eltern bei der Betreuung und dem Unterhalt von Kindern materiell zu entlasten (BSV, 
2025a). Zwei Instrumente sind besonders zentral: Kinderzulagen und steuerliche Entlastun-
gen. 

7.1.1 Kinder-, Ausbildungs- und Geburtenzulagen 

Für die Kinderzulagen sind die Kantone zuständig. Entsprechend verschieden sind die jewei-
ligen Regelungen. Seit der Einführung des Bundesgesetzes über die Familienzulagen von 
2006 gilt jedoch ein schweizweiter Mindestanspruch. Dieser umfasst aktuell eine Kinderzulage 
von 215 Franken pro Monat und eine monatliche Ausbildungszulage von 268 Franken pro 
Kind.9  

Diese werden über Arbeitgeberbeträge finanziert, die von den kantonalen Familienausgleichs-
kassen (FAK) verwaltet werden. Die Zulagen werden in der Regel direkt mit dem Lohn ausge-
zahlt (Informationsstelle AHV/IV, 2025). 2023 beliefen sich die Ausgaben in der Schweiz auf 
6,6 Mrd. Franken (BSV, 2025g).  

In einigen Kantonen wird zusätzlich eine einmalige Geburtszulage ausbezahlt. Abbildung 20 
zeigt, wie sich die Höhe der Zulagen zwischen den Kantonen unterscheidet. Hierbei offenbart 
sich ein klarer Unterschied zwischen der deutsch- und französischsprachigen Schweiz. Die 
Kinderzulage entspricht in der Mehrheit der deutschsprachigen Schweiz und dem Tessin dem 
Mindestbetrag, während die Zulagen in der Romandie deutlich grosszügiger ausfallen. In eini-
gen Kantonen wird zusätzlich eine einmalige Geburtszulage ausbezahlt.10  

 

9 Bei der Gesetzeseinführung 2007 betrug die Familienzulage 200 Franken und die Ausbildungszulage 
250 Franken pro Monat.  
10 Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Freiburg, Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf 
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Abbildung 20: Höhe der kantonalen Kinder- und Ausbildungszulagen (2025) 

 

Quelle: BSV (2025g) 

Der kantonale Vergleich der FAK-Beiträge widerspiegelt die Zulagenhöhe: In den Kantonen 
der Romandie, in denen die Zulagen höher ausfallen, sind auch die Arbeitgeberbeiträge (FAK-
Beitrag) an die Ausgleichskassen höher. Eine Ausnahme bilden die Kantone Basel-Stadt und 
Zug (vgl. Abbildung 21).  

Abbildung 21: Zusammenhang Arbeitgeberbeiträge und Höhe der Kinderzulagen 
(2025) 

 

Quelle: BSV (2025g) 
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7.1.2 Steuerliche Abzugsmöglichkeiten 

Neben den Zulagen gewähren Bund und Kantone steuerliche Abzüge für Familien. Konkret 
setzen sich diese aus einem pauschalen Kinderabzug sowie Abzugsmöglichkeiten für Ausbil-
dungs- und Drittbetreuungskosten zusammen. Die Kantone sind autonom in der Ausgestal-
tung der Abzüge, wodurch auch in diesem Bereich deutliche kantonale Unterschiede beste-
hen. 

Die steuerlichen Entlastungen führen zu Mindereinnahmen bei Bund und Kantonen:  

 So schätzt die eidgenössische Steuerverwaltung (ESTV), dass der Kinderabzug zu 
Mindereinnahmen von 472,8 Mio. Franken bei den Bundeseinnahmen im Jahr 2022 
geführt hat. Die Mindereinnahmen beim Drittbetreuungsabzug werden auf 100 Mio. 
Franken im Jahr 2022 geschätzt (ESTV, persönliche Kommunikation, 29.10.2025). 
Dies entspricht 0,76 %, respektive 0,16 % der Bundeseinnahmen im Jahr 2022.11  

 Der Kanton Zürich bemisst die Mindererträge bei der Kantonssteuer aufgrund der Kin-
derabzüge auf 230 Mio. Franken und 34 Mio. Franken beim Drittbetreuungsabzug. 21,5 
% der Zürcher Steuerpflichtigen haben den Kinderabzug geltend gemacht, während 
dies nur 6,6 % beim Kinderdrittbetreuungsabzug getan haben (Regierungsrat Zürich, 
2025).  

 Im Kanton Bern werden die Steuermindereinnahmen für 2022 auf 222,66 Mio. Franken 
geschätzt (Finanzdirektion des Kantons Bern, persönliche Kommunikation, 
20.10.2025). Dies entspricht rund 3% der bernischen Steuererträge.12  

Abbildung 22 visualisiert die Unterschiede bei den Abzugsmöglichkeiten zwischen den 
Kantonen. Dabei zeigt sich das gleiche Bild wie bei den Zulagen (Abbildung 20), nur um-
gekehrt: So sind in Kantonen mit tieferen Familienzulagen tendenziell die steuerlichen Ab-
zugsmöglichkeiten höher, während das Gegenteil für die Kantone mit hohen Zulagen gilt. 
Zusätzlich kennen einige Kantone und der Bund einen reduzierten Steuertarif für Eltern. In 
Basel-Landschaft ist die Reduktion besonders hoch, da der Kanton keine Kinderabzüge 
vorsieht. 

 

11 Eigene Berechnung basierend auf EFV (2025). 
12 Eigene Berechnung basierend auf Kanton Bern (2025). 
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Abbildung 22: Steuerliche Abzugsmöglichkeiten (2024)1314 

 

Quelle: ESTV (2025) 

 

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass sich die Kantone bei der staatlichen Familienunter-
stützung in zwei grobe Modelle unterteilen lassen. Die erste Gruppe entlastet die Familien 
primär durch direkte Geldleistungen in Form von überdurchschnittlichen Familien-, Ausbil-
dungs- und Geburtszulagen. Die zweite Gruppe setzt hingegen stärker auf hohe Steuerab-
zugsmöglichkeiten und orientiert sich bei der Zulagenhöhe am schweizweiten Minimalniveau.  

 

Die Schweiz im internationalen Vergleich 

Blicken wir nun wiederum über den nationalen Tellerrand: Abbildung 23 vergleicht die Kin-
derzulagen der Schweiz mit den anderen OECD-Staaten. In der Grafik wird der Anteil des 
Betrags für eine Familie mit zwei Kindern am nationalen Durchschnittseinkommen visualisiert. 
Hierbei zeigt sich, dass die Höhe der Zulagen in der Schweiz im hinteren Mittelfeld liegt. Ver-
gleicht man jedoch die Beiträge für Alleinerziehende mit einem 50 %-Pensum, rutscht die 
Schweiz ins unterste Viertel ab (vgl. Abbildung 24). 

 

13 Der Kanton Uri kennt keinen Maximalbetrag beim Drittbetreuungsabzug, sondern es können einfach 
die Betreuungskosten geltend gemacht werden.   
14 Der Kanton Vaud kennt einen „Quotient familial“, bei dem die Anzahl der Kinder das steuerbare Ein-
kommen reduziert und somit als eine Art Kinderabzug fungiert. Deswegen ist der Kinderabzug im Kan-
ton Waadt so tief. 
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Abbildung 23: Höhe der Zulagen im internationalen Vergleich (Anteil am Durch-
schnittseinkommen eines Paars mit zwei Kindern, 2023) 

Quelle: OECD (2025a) 

Abbildung 24: Höhe der Zulagen im internationalen Vergleich (Anteil am Durch-
schnittseinkommen einer alleinerziehenden Person mit zwei Kindern, 2023) 

Quelle: OECD (2025a) 
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Abbildung 25: Höhe der Steuerabzüge im internationalen Vergleich (in % des BIP) 

 

Lesebeispiel: Die Steuerabzüge für Familien betragen 0,5 % des BIP in der Schweiz. Der 
OECD-Durchschnitt beträgt 0,21 % des BIP. 

Quelle: OECD (2025a) 

Abbildung 25 stellt das Ausmass der steuerlichen Abzugsmöglichkeiten für Familien im inter-
nationalen Vergleich dar. Betrachtet wird der Anteil dieser Abzüge am Bruttoinlandprodukt. 
Dabei zeigt sich, dass viele Länder – insbesondere die skandinavischen Staaten – keine spe-
zifischen steuerlichen Abzugsmöglichkeiten für Familien vorsehen. Die Schweiz zählt hinge-
gen zu den Ländern, die solche Instrumente kennen, und liegt im oberen Drittel des Vergleichs. 
Lediglich Österreich, Deutschland, Frankreich und Ungarn gewähren – gemessen an ihrer 
Wirtschaftsleistung – noch umfangreichere steuerliche Abzugsmöglichkeiten für Familien. 

 
Aktuelle politische Diskussionen in der Schweiz 

Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats hat Ende September 
2025 die Vernehmlassung zu einer einmaligen Erhöhung der Familienzulagen eröffnet. Die 
Vorlage sieht vor, dass vor dem Hintergrund steigender Lebenskosten die Mindestzulage von 
215 auf 250 Franken ansteigen soll. Die Ausbildungszulagen sollen auf 300 Franken erhöht 
werden. Diese Änderung hätte zur Folge, dass eine Mehrheit der Kantone ihre Zulagen erhö-
hen müsste (SGK-N, 2025). 

Die Kinderzulagen wurden 2005 eingeführt und über einen langen Zeitraum nominal nicht an-
gepasst. Erst 2025 erfolgte erstmals eine Erhöhung auf 215 Franken bei den Kinderzulagen 
und 268 Franken bei den Ausbildungszulagen, begründet mit dem gestiegenen Preisniveau. 
Vor diesem Hintergrund ist ein erneuter Anpassungsvorschlag bereits im Folgejahr bemer-
kenswert. Die Kommission verweist darauf, dass die jüngste Erhöhung nicht ausgereicht habe, 
um insbesondere die stark gestiegenen Miet- und Krankenkassenkosten für Familien abzufe-
dern. Mit der Vorlage soll daher eine einmalige zusätzliche Erhöhung der Zulagen erfolgen 
(ebd.).  
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7.2 Was sagt die Studienlage? 

Auch bei Familienzulagen und steuerlichen Abzügen werden unterschiedliche wirtschafts- und 
sozialpolitische Zielsetzungen verfolgt. Im Vordergrund stehen dabei die finanzielle Entlastung 
von Haushalten mit Kindern, die Reduktion von Kinderarmut sowie potenzielle Effekte auf Fer-
tilitätsentscheidungen. Darüber hinaus werden diese Instrumente regelmässig im Hinblick auf 
ihre Verteilungswirkungen und ihre Arbeitsanreize diskutiert. Auch in diesem Unterkapitel fo-
kussieren wir uns auf die fünf Beurteilungsdimensionen, die bereits in den Kapiteln zur Eltern-
zeit und zur subventionierten Kinderbetreuung angewendet wurden.  

7.2.1 Arbeitsmarktbeteiligung 

Die Forschungsliteratur zeigt eine klare Tendenz: Kinderzulagen bergen das Risiko negativer 
Arbeitsanreize, während steuerliche Abzüge die Arbeitsmarktbeteiligung von Eltern fördern. 
Dies gilt insbesondere für Drittbetreuungsabzüge (vgl. Müller & Salvi, 2020). 

So finden Studien zu den Kinderzulagen einen negativen Effekt auf die Arbeitsanreize von 
Müttern. In Frankreich führte die Einführung einkommensabhängiger Kinderzulagen dazu, 
dass Haushalte ihre Arbeitsstunden erhöhten, wenn sie infolge der Reform weniger Zulagen 
erhielten (Elmallakh, 2023). In Dänemark erhöhte eine Kürzung der Kinderzulagen die Er-
werbsbeteiligung von Müttern, ohne Effekte bei Vätern hervorzurufen (Jensen & Blundell, 
2024). In Polen senkten Haushalte ihr Arbeitseinkommen nach der Einführung einer grosszü-
gigen Kinderzulage um rund 25 % des Betrags der Zulage, da die Arbeitsanreize vor allem in 
sozioökonomisch schwächeren Haushalten zurückgingen; kurzfristige Arbeitszeitanpassun-
gen blieben jedoch gering (Gromadzki, 2024; Premik, 2022). Auch in Kanada verringerte die 
Einführung einer pauschalen Kinderzulage die Erwerbsbeteiligung verheirateter Mütter, be-
sonders bei niedriger Bildung; bei Vätern mit tiefer Bildung zeigt sich ebenfalls eine leichte 
Reduktion der Arbeitspensen (Schirle, 2015). Getrenntlebende oder geschiedene Mütter er-
höhten hingegen ihre Erwerbsbeteiligung (Koebel & Schirle, 2016). In Deutschland führte eine 
Erhöhung der Kinderzulagen zu kleinen Anpassungen: Mütter mit älteren Kindern reduzierten 
ihre Arbeitszeit im Schnitt um etwa eine Stunde pro Woche infolge der zusätzlichen Zulagen 
(Hener, 2016; Tamm, 2010). 

Bei steuerlichen Abzügen ergibt sich ein nuancierteres Bild: Die Arbeitsmarktpartizipation 
steigt dann, wenn sich zusätzliche Arbeitsstunden finanziell lohnen. In Österreich erhöhte die 
Einführung eines steuerlichen Kinderabzugs die Erwerbsbeteiligung beider Elternteile (Christl 
et al., 2022). In den USA reduzierte dagegen eine Ausweitung des Kinderabzugs die Erwerbs-
beteiligung von Müttern aus einkommensschwachen Haushalten, die zuvor aus finanziellen 
Gründen viele Stunden arbeiteten (Schanzenbach & Strain, 2023). In Grossbritannien führte 
ein steuerlicher Zuschuss, der erst ab mindestens 16 Wochenarbeitsstunden gewährt wurde, 
zu einem deutlichen Anstieg der Erwerbsbeteiligung. Besonders stark reagierten Eltern mit 
sehr tiefen Arbeitszeiten, die ihre Erwerbstätigkeit gezielt ausweiteten, um die Anspruchs-
schwelle zu erreichen (Francesconi, Rainer & Van der Klaauw, 2009). Auch für alleinerzie-
hende Mütter zeigten sich deutliche positive Effekte auf die Arbeitsstunden infolge des Steu-
erzuschusses ab 16 Wochenarbeitsstunden (Francesconi & Van der Klaauw, 2007). 

Fazit: Die Forschung legt nahe, dass Kinderzulagen tendenziell die Erwerbsbeteiligung sen-
ken, insbesondere in sozioökonomisch schwächeren Haushalten. Steuerliche Abzüge können 
hingegen Arbeitsanreize setzen, wenn sie klar an Erwerbstätigkeit geknüpft sind oder gezielt 
die Anreize für Zweitverdienende und Alleinerziehende verbessern. 
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7.2.2 Humankapital der Kinder  

Die Evidenz zu den Auswirkungen von Familienzulagen auf das Humankapital von Kindern ist 
vergleichsweise klar. Zusätzliche finanzielle Unterstützung verbessern die Bildungs- und Ent-
wicklungsresultate der Kinder. Für die USA zeigen Bastian und Michelmore (2018), dass hö-
here Kinderzulagen mit besseren Bildungs- und Arbeitsmarktergebnissen im späteren Leben 
verbunden sind. Für Kanada finden Baker et al. (2024) positive Effekte der Kinderzulagen auf 
die psychische Gesundheit von Mädchen. 

Weitere Studien für Kanada belegen zudem Verbesserungen der Bildungsleistungen, der fa-
miliären finanziellen Stabilität und der Gesundheit von Kindern (Milligan & Stabile, 2011). Die 
Effekte unterscheiden sich nach Geschlecht: Bei Knaben steigen vor allem schulische Leis-
tungen und körperliche Gesundheit, bei Mädchen profitiert stärker die psychische Gesundheit. 

Fazit: Insgesamt zeigen die Befunde, dass Familienzulagen über die kurzfristige finanzielle 
Entlastung hinaus langfristig positive Effekte auf Bildung, Gesundheit und spätere Einkom-
menschancen haben. 

7.2.3 Fertilität 

Die Forschung zeigt, dass materielle Leistungen die Fertilität kaum längerfristig beeinflussen 
können (Bergsvik et al., 2021; Goldin, 2025). Für die Schweiz finden Chuard und Chuard-
Keller (2021), dass Geburtszulagen die Fertilität zumindest kurzfristig erhöhen. In Frankreich 
führte die Einführung einkommensabhängiger Familienzulagen dagegen zu einem Rückgang 
weiterer Geburten bei Haushalten mit höheren Einkommen, die durch die Reform weniger Zu-
lagen erhielten (Elmallakh, 2023).  

Dennoch gibt es einzelne Studien, die positive Effekte finden. So hat die Einführung einer 
Geburtszulage die Fertilitätsrate in Spanien um 5 % erhöht (Gonzalez, 2013). Eine weitere 
Studie untersucht die Erhöhung der Geburtszulage in Québec und findet einen Geburtenan-
stieg um 1,72 % (Ang, 2015). Für Deutschland wurde eine Reform im Jahr 1996 untersucht, 
die zu einem deutlichen Anstieg der Kinderzulagen führte. Dabei zeigen sich heterogene Ef-
fekte: Bei weniger gebildeten Haushalten nahm die Wahrscheinlichkeit eines ersten Kindes 
ab, während sich die Wahrscheinlichkeit eines zweiten Kindes bei gut ausgebildeten Haushal-
ten erhöhte (Riphahn & Wiynck, 2017).  

Auch steuerliche Abzüge können sich auf die Fertilität auswirken: In Grossbritannien stieg die 
Fertilitätsrate nach Einführung eines Kinderabzugs, wobei der Effekt vor allem bei Erstgebur-
ten stark war und für jedes weitere Kind abnahm (Brewer, Ratcliffe & Smith, 2012). 

Fazit: Insgesamt zeigt die Evidenz, dass finanzielle Anreize das Geburtenverhalten lediglich 
geringfügig beeinflussen können. Richtung und Stärke der Effekte hängen jedoch stark von 
der konkreten Ausgestaltung der Massnahme und von der Einkommenslage der betroffenen 
Haushalte ab. 

7.2.4 Finanzielle Absicherung 

Familienzulagen verfolgen das Ziel, Familien finanziell abzusichern und Armut zu verringern. 
Die empirische Forschung zeigt, dass sie diese Ziele wirksam unterstützen. Für die USA be-
legen Parolin et al. (2021), dass höhere Kinderzulagen die Kinderarmutsrate um rund 40 % 
senkten; Pilkauskas et al. (2022) zeigen zudem einen deutlichen Rückgang von wirtschaftli-
chen Härtefällen. Eine vergleichende europäische Analyse zeigt, dass die Kombination 
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mehrerer familienpolitischer Instrumente am wirksamsten ist: Universelle Kinderzulagen, er-
gänzt durch beitragsfinanzierten Elternurlaub und gezielte Bedarfsleistungen, reduzieren Kin-
derarmut am nachhaltigsten (Bornukova et al., 2024).  

Fazit: Insgesamt zeigt die Evidenz, dass Familienzulagen einen substanziellen Beitrag zur 
finanziellen Absicherung leisten – insbesondere bei den einkommensschwächsten Haushal-
ten. 

7.2.5 Chancengerechtigkeit 

Die Forschung zeigt, dass Familienzulagen besonders starke Wirkungen bei benachteiligten 
Gruppen entfalten. Zusätzliche finanzielle Unterstützung kann Entwicklungsunterschiede zwi-
schen Kindern unterschiedlicher Herkunft verringern und so die Chancengerechtigkeit erhö-
hen. 

Eine Studie von Braga et al. (2020) zeigt, dass eine zusätzliche Kinderzulage von 100 US-
Dollar pro Monat von der Geburt bis zum 18. Lebensjahr die Gesundheit im jungen Erwach-
senenalter verbessert und insbesondere das Risiko von Fettleibigkeit senkt. Die Effekte sind 
besonders ausgeprägt bei Kindern von Alleinerziehenden und aus bildungsfernen Haushalten. 
Auch kurzfristige Erhöhungen wirken: Aizer et al. (2023) finden, dass temporäre Zulagen für 
einkommensschwache Familien in den USA die Gesundheit und das Wohlbefinden der Kinder 
verbessern. 

Besonders weitreichend sind die Befunde von Aizer et al. (2016) zum ersten grossen Kinder-
zulagenprogramm für einkommensschwache Familien in den USA. Begünstigte Kinder lebten 
im Schnitt ein Jahr länger, erreichten rund ein Drittel mehr Bildungsjahre, wiesen geringere 
Untergewichtsquoten auf und erzielten im Erwachsenenalter höhere Einkommen. Ergänzend 
zeigen McInnis et al. (2024), dass Kinderzulagen nicht nur kurzfristig stabilisierend wirken, 
sondern auch das Armutsrisiko der nächsten Generation senken. 

Fazit: Insgesamt sprechen die Befunde dafür, dass Familienzulagen ein wirksames Instru-
ment zur Förderung der Chancengerechtigkeit sind. Kinder aus weniger privilegierten Haus-
halten profitieren überdurchschnittlich stark – sowohl gesundheitlich als auch in ihren langfris-
tigen ökonomischen Perspektiven.  

Zusammenfassend zeigt sich: 

 Arbeitsmarktbeteiligung: Zulagen wirken sich negativ auf die Arbeitsmarktbeteili-
gung der Mütter aus, während steuerliche Abzugsmöglichkeiten die Erwerbsanreize 
erhöhen können. 

 Humankapital der Kinder: Zulagen verbessern Bildungsergebnisse, Gesundheit und 
zukünftige Erwerbspotenziale der Kinder. 

 Fertilität: Je nach Ausgestaltung und Einkommensniveau der Eltern kann eine Ge-
burtenzulage die Fertilität marginal erhöhen. Die Ergebnisse sind jedoch gemischt 
und zeigen oftmals nur kurzfristige Wirkungen. 

 Finanzielle Absicherung: Zulagen sind ein zentrales Instrument zur Reduktion der 
Familienarmut. 

 Chancengerechtigkeit: Zulagen wirken am stärksten bei sozioökonomisch schwä-
cheren Familien. Dadurch können sich Ungleichheiten zwischen Familien verrin-
gern. 
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7.3 Implikationen für die Schweizer Politik 

Materielle Unterstützungsleistungen wie Kinderzulagen oder steuerliche Abzugsmöglichkeiten 
zielen auf die finanzielle Absicherung von Familien ab. Die Schweiz verfügt über ein gut aus-
gebautes System an Zulagen und steuerlichen Abzügen. Dieses zeigt Wirkung – die Schweiz 
ist eines der Länder in Europa mit der tiefsten Familienarmut, wie in Kapitel 3 ausgeführt. 
Folglich besteht nur geringer Verbesserungsbedarf bei den Kinderzulagen und den steuer-
lichen Abzugsmöglichkeiten. Das bestehende System hat sich bewährt und sollte beibehalten 
werden.  

Gleichzeitig ist es wichtig, sich an den beiden zentralen Grundsätzen der horizontalen Ge-
rechtigkeit und der Subsidiarität zu orientieren. Für die Familienzulagen bedeutet dies kon-
kret, dass die kantonale Zuständigkeit gewahrt bleiben soll und Zurückhaltung geboten ist, um 
Familien nicht unnötig gegenüber anderen Haushaltsformen zu bevorzugen. Wie die Analyse 
in Kapitel 3 zeigt, sind Familien in der Schweiz insgesamt finanziell nicht schlechter gestellt 
als alleinstehende Personen. Eine ausgewogene Familienpolitik sollte daher bestehende Leis-
tungen absichern, ohne pauschale Zusatzprivilegien zu schaffen. 

Zielkonflikte und Wirkungskanäle berücksichtigen 

Die Forschungsliteratur zeigt: Familienzulagen sind ein gutes Instrument zur finanziellen Ab-
sicherung von Familien. Sie stabilisieren Haushaltsbudgets, mindern Armutsrisiken und ver-
bessern die Startchancen benachteiligter Kinder. Gemäss der internationalen Evidenz muss 
aber auch mit Zielkonflikten gerechnet werden: Denn Zulagen können sich negativ auf die 
Arbeitsanreize der Eltern auswirken – insbesondere jene der Zweitverdiener.  

Steuerliche Abzüge wirken hingegen gezielter und können bei passender Ausgestaltung die 
Erwerbsbeteiligung fördern. Somit kann die Umstellung von Zulagen auf steuerliche Ab-
zugsmöglichkeiten den bestehenden Zielkonflikt auflösen. Dies gilt insbesondere für Abzüge 
bei den Drittbetreuungskosten, die die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fördern und dort 
Anreize setzen, wo das Angebot besonders sensibel reagiert.  

Bestehendes System erhalten und gezielt justieren 

Im internationalen Vergleich stützt sich die Schweiz stark auf materielle Familienleistungen. 
Das bestehende System aus Zulagen und steuerlichen Entlastungen ist solide und bewährt. 
Eine Ausweitung der Familienzulagen ist weder empirisch gut begründet noch effizient, da sie 
potenziell das Arbeitsangebot schwächen.  

Zielführender ist eine gezielte Justierung innerhalb des Systems, insbesondere durch stärkere 
steuerliche Entlastungen für Zweitverdienende, Alleinerziehende sowie Familien mit tiefen Ein-
kommen oder hohen Betreuungskosten. 

Gesamtbewertung 

Familienzulagen und steuerliche Entlastungen sind zentrale und bewährte Instrumente der 
Schweizer Familienpolitik. Eine Ausweitung der Familienzulagen ist nicht angezeigt. Wenn 
überhaupt, liegt der Ansatzpunkt in einer gezielten Stärkung steuerlicher Entlastungen, um 
finanzielle Sicherheit, Arbeitsanreize und Chancengerechtigkeit gleichzeitig zu fördern.  
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8 Fazit und Ausblick: Familienpolitik mit Augenmass 

Diese Studie bietet eine faktenbasierte Bestandsaufnahme der Familienpolitik in der Schweiz 
mit einem Schwerpunkt auf drei zentralen Politikfeldern – Elternzeit, subventionierte Kinder-
betreuung und finanzielle Absicherung durch Zulagen und Steuerabzüge. Dabei lassen sich 
folgende Kernaussagen festhalten: 

1. Familien und Familienpolitik verändern sich 

Die durchschnittliche Familie hat sich in den letzten 30 Jahren stark verändert. Eltern sind 
heutzutage gleich gut ausgebildet. Die Mehrheit der Mütter ist erwerbstätig, mit steigenden 
Arbeitspensen. Familien haben im Durchschnitt weniger Kinder. Die Rollenbilder haben sich 
also stark gewandelt: Eine Mehrheit der Familien lebt nicht mehr nach dem Ein-Ernährer-Mo-
dell. Durch den gesellschaftlichen Wandel haben sich auch die Ansprüche an die Familienpo-
litik verändert: Während die Familienpolitik vor der Jahrtausendwende zur finanziellen Absi-
cherung von Familien diente, werden heute auch Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf gefordert.  

Die Kantons- und Gemeindehaushalte widerspiegeln diese Entwicklung: Der Anteil der fami-
lienbezogenen Ausgaben an den Gesamtausgaben hat sich seit 2000 mehr als verdoppelt. Im 
internationalen Vergleich sind die Ausgaben der Schweiz unterdurchschnittlich. So machen 
hierzulande die familienbezogenen Ausgaben 2024 rund 2 % der öffentlichen Ausgaben aller 
Staatsebenen aus, während dieser Anteil in unseren Nachbarländern rund 4 % beträgt.  

2. Schweizer Familien stehen gut da 

Die fiskalische Zurückhaltung geht nicht mit einer schlechten Lage der Familien einher. Im 
Gegenteil: Im internationalen Vergleich weisen sie eine tiefe Armutsquote, eine hohe Lebens-
zufriedenheit und stabile gesellschaftliche Aufstiegschancen auf. Die Schweiz erzielt in jedem 
Indikator gleichwertige oder bessere Ergebnisse.  

3. Familienpolitik: Eine Staatsaufgabe?  

Die hohe Funktionalität des Schweizer Systems ist auf dessen institutionellen Grundsätze zu-
rückzuführen. Im Falle der Familienpolitik gilt es, zwei wichtige Pfeiler zu betonen: Die hori-
zontale Gerechtigkeit und das Subsidiaritätsprinzip. Um diese zu wahren, gilt es, Familien nicht 
gegenüber anderen Bevölkerungsgruppen zu bevorzugen und die Hauptkompetenz in der Fa-
milienpolitik bei den Kantonen und den Gemeinden zu belassen. Dies spricht für eine be-
grenzte und dezentrale Familienpolitik und nicht für keine Familienpolitik. Staatliche Mittel soll-
ten zielgerichtet eingesetzt werden: zur Verbesserung der Effizienz und der Gerechtigkeit. 
Konkret bedeutet das: Eingriffe zur Erhöhung der Arbeitsmarktbeteiligung, des Humanka-
pitals der Kinder, der Fertilität, zur Bekämpfung der Familienarmut und zur Chancenge-
rechtigkeit lassen sich theoretisch rechtfertigen. Dabei gilt es stets abzuwägen, wie stark der 
Staat in diesen fünf Bereichen tatsächlich aktiv werden sollte, ohne dass dabei Eltern und ihre 
Kinder auf eine Rolle von Produktionsfaktoren reduziert zu werden drohen.  

In unserer Studie verwenden wir diese fünf Zielgrössen als Raster, um den aktuellen For-
schungsstand zu den drei Schwerpunktfeldern der Studie einzuordnen. 
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4. Elternzeit: moderat wirksam, aber kein Ausbau nötig 

Die Untersuchung zeigt, dass eine moderat ausgestaltete Elternzeit die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf verbessern und kurzfristig die Beteiligung der Väter erhöhen kann. Längere 
oder unbezahlte Auszeiten mindern dagegen die Erwerbsintegration und das Einkommen – 
insbesondere von Müttern. Langfristig verringert die Elternzeit die Einkommensunterschiede 
zwischen Müttern und Vätern nicht. Das bestehende Schweizer Modell mit 14 Wochen Mut-
terschafts- und 2 Wochen Vaterschaftsurlaub bei einkommensabhängigem Lohnersatz liegt 
im international als effizient geltenden Rahmen von maximal 4 bis 7 Monaten. Eine Ausweitung 
über das heutige System hinaus wäre mit deutlich höheren Kosten, aber limitierter zusätzlicher 
Wirkung verbunden. 

5. Kinderbetreuung: gezielt fördern statt pauschal subventionieren 

Subventionierte Kinderbetreuung kann die Erwerbstätigkeit von Müttern erhöhen, jedoch fallen 
die Effekte in den meisten Studien moderat aus. Besonders profitieren Kinder aus sozial be-
nachteiligten Familien, wenn die Angebote qualitativ hochwertig und finanziell zugänglich sind. 
In der Schweiz nutzen jedoch vor allem mittlere und höhere Einkommen institutionelle Betreu-
ung, während einkommensschwache Familien seltener teilnehmen. Eine zu breite Subventio-
nierung führt daher zu einer Umverteilung von unten nach oben. Effizienter sind einkommens-
abhängige Betreuungsgutscheine auf Gemeindeebene, die gezielte Förderung ermöglichen 
und zugleich regionale Unterschiede berücksichtigen. 

6. Finanzielle Unterstützung: gezielte Entlastung statt Ausweitung 

Familienzulagen und steuerliche Entlastungen bilden den Hauptpfeiler der Schweizer Famili-
enpolitik. Zulagen stabilisieren die finanzielle Lage, haben aber kaum arbeitsmarktfördernde 
Wirkung und können die Erwerbsanreize leicht dämpfen. Steuerliche Abzüge – insbesondere 
für Kinderbetreuungskosten sowie gezielte Entlastungen für Zweitverdienende und Alleiner-
ziehende – wirken hingegen arbeitsmarktfördernd und verbessern sowohl finanzielle Stabilität 
als auch Chancengerechtigkeit. Für die Schweiz spricht daher keine Ausweitung der Zulagen, 
sondern eine Verlagerung hin zu mehr steuerlicher Entlastungen, um finanzielle Sicherheit, 
Arbeitsanreize und Chancengerechtigkeit in Einklang zu bringen. 

7. Gesamtbewertung: starkes Fundament, begrenzter Handlungsbedarf 

In der Schweiz stehen Familien vergleichsweise sehr gut da: geringe Armut, hohe Zufrieden-
heit, starke soziale Mobilität. Ein weiterer Ausbau bestehender Leistungen ist nicht erforder-
lich, solange die Wirksamkeit der bestehenden Instrumente erhalten bleibt. Entscheidend sind 
Zielgenauigkeit, Qualität und Subsidiarität, nicht die reine Ausgabenhöhe. 

Was trotzdem ins Auge sticht: Die tatsächliche Aufteilung von Erwerbs- und Betreuungsarbeit 
zwischen Müttern und Vätern entspricht häufig nicht den Wunschvorstellungen vieler Familien. 
Familienpolitische Instrumente können daran nur begrenzt etwas ändern, da hier vor allem 
gesellschaftliche und private Normen, betriebliche und institutionelle Rahmenbedingungen 
prägend sind. Politik kann diese Entwicklungen unterstützen, aber nicht erzwingen. 

Zukunftsfähige Familienpolitik bedeutet daher nicht mehr Mittel, sondern bessere Wirkung. Sie 
sollte dort ansetzen, wo Marktversagen oder ungleiche Startchancen bestehen, Erwerbsan-
reize stärken, Armutsrisiken reduzieren und die Chancen von Kindern verbessern. Wie sich 
eine Familie organisiert, sollte letztlich ihr selbst überlassen werden. Der Staat sollte die dafür 
notwendigen Rahmenbedingungen setzen, damit diese Freiheit besteht. 
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